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DJ BGM
Mit 27 Jahren zählt 

Peter Reitzner (Bild) zu 
den jüngsten Bürg-
ermeisterInnen des 

Landes. Als DJ hat er 
gelernt, mit Menschen 

umzugehen – auch mit 
tausenden gleichzei-
tig. Zur Leidenschaft 
für die Musik kommt 
eine weitere: die für 

seine Heimatge- 
meinde Wilhelmsburg.

Ortsreportage 
Zwölfaxing
Die gelernte Betriebs-
wirtin Astrid Reiser (Bild), 
drehte die schwarze 
Gemeinde nicht nur 
auf rot, die „zua’graste“ 
Steirerin holte sie als 
neue Bürgermeisterin 
auch gleich innerhalb 
kürzester Zeit noch aus 
den roten Zahlen. 

Starke Minderheit
Klare Kante gegenüber der ÖVP, eine klare Politik für die Menschen – dieses 
Rezept bewährt sich gerade bei der SPÖ der Stadt Gmünd. Nach harten Jahren 
segelt dort eine runderneuerte rote Fraktion (Foto) wieder auf Erfolgskurs.
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Wir bedanken uns für die gute Zusammenarbeit mit unseren Kund:innen und  
Geschäftspartner:innen und wünschen allen: 

Besinnliche Festtage und einen guten Rutsch ins Jahr 2024!

Besuchen Sie uns online:

www.gemdatnoe.at
gemdat Niederösterreichische Gemeinde-Datenservice GmbH

2100 Korneuburg • Girakstraße 7 • 02262/690-0 • gemdat@gemdatnoe.at 

FROHE 
WEIHNACHTEN

Kommunal sind wir. Bildung sind wir. Business sind wir.

Unsere Lösungen. Ihre Zukunft.
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KAMPAGNENPLANUNG  
UND ÖFFENTLICHKEITSARBEIT
Die Herausforderungen für eine Ortsorgani-
sation sind mannigfaltig. Die Planungsarbeit 
für ein Arbeitsjahr bietet beste Chancen, die 
Strukturen und die Arbeitsorganisation zu 

verbessern und sich fit für die Gemeinderats-
wahl 2025 zu machen.

16. und 17. Februar 2024 
15. und 16. März 2024
12. und 13. April 2024

WER NEUE KRÄFTE IM  
GEMEINDERAT WILL,  

MUSS BESSER SUCHEN.
Wie suchen, wie finden, wie auswählen, wie  
einbinden? Diese Fragen bilden die Schwer-

punkte des Seminars. Eine Vielzahl von 
Methoden dazu und praktische Beispiele für 

die Suche werden ebenfalls geboten.

1. März 2024
16. März 2024

FÜHRUNGSKRÄFTE 
IN DEN GEMEINDEN

In diesem Spezialseminar für Bürgermeister-
Innen geht es um folgende Themen: Führung 
sichtbar machen – Entwicklungen frühzeitig 
erkennen – Zutrauen erwerben – Emotionen 

einsetzen – Deutungshoheit erreichen – Ange-
bot attraktiv halten – Zusammenhalt fördern. 

Termin wird noch bekanntgegeben.

MIT MINI-AUFWAND  
KLEINE KAMPAGNEN 

PLANEN UND UMSETZEN
Mit Kampagnen verbindet man in der Regel viel 
Aufwand und Kosten. Dass es auch ganz anders 
geht, zeigt diese Tagung auf fast unterhaltsame 
Weise. Mit einfachsten Aktionen und Medien, 

Themen zu DEN Themen machen.

25. Mai 2024

FOTOGRAFIEREN FÜR 
DIE POLITIK

Ein Bild sagt mehr als 1000 Worte, heißt es …
Gerade in der politischen Kommunikation 

werden gute Fotos immer wichtiger.  
Aber was ist ein „gutes“ Foto? Und wie schaf-
fen wir es, solche Fotos auch unter Zeitdruck 

zu machen?

12. und 13. April 2024

GRUNDLAGEN DER  
KOMMUNALPOLITISCHEN 

RETHORIK
3. und 4. Mai

FACEBOOK, INSTAGRAM UND 
CANVA FÜR EFFEKTIVES SOCIAL 

MEDIA MARKETING

Das Seminar richtet sich sowohl an Anfänger 
als auch an Fortgeschrittene im Bereich des 
Social Media Marketings. Es ist besonders 
geeignet, um die Social-Media-Präsenz zu 

verbessern.

19. April 2024
24. Mai 2024

PRÜFUNGSWESEN
Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser! Ein ganz  
wichtiges politisches Instrument in der Arbeit 

der GemeindevertreterInnen ist das des  
Prüfungswesens. Vermittlung eines Überblicks 

über die Aufgaben und Schwerpunkte. 

17. Mai 2024

ALLE INFOS UNTER kopak-noe.at

WEBINAR GEMEINDEFINANZEN
Schwerpunkt ist der neue VRV Rechnungs- 

abschluss. Anhand praktischer Beispiele  
sollen die TeilnehmerInnen das Rechnungs- 
und Finanzwesen der Gemeinde verstehen 

und nützen lernen. 
 

12. Jänner 2024

WEBINAR  
GEMEINDEORDNUNG

Ein profunder erster Überblick über die  
Arbeit der GemeindevertreterInnen.

9. April 2024 Teil 1
11. April 2024 Teil 2

SEMINARE FRÜHJAHR 2024: 
DA IST FÜR JEDE/N WAS DABEI! 

Am 11.Jänner 2024 geht’s los mit dem traditionellen Neujahrsemp-
fang des NÖ GVV in St.Pölten. Mit dabei auch Sven Hergovich und 
Andreas Babler. (Zu dieser Veranstaltung wird gesondert eingeladen, 
Anmeldung erforderlich). 

Ebenfalls im Jänner beginnen die ersten Seminare der Kommunal-
politischen Akademie des NÖ GVV. Genaue Termine, Veranstaltungs-
orte und alle Details bzw. Anmeldungen auf der Website kopak-noe.
at. Hier ein kurzer Überblick.©
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editorial.

Die Verhandlungen zum Finanz-
ausgleich sind abgeschlossen 
und ich verhehle nicht, dass ich 
vom Ergebnis enttäuscht bin. 

Denn unserer zentralen Forderung, 
den vertikalen Verteilungsschlüssel 
zu ändern, ist der ÖVP-Finanzminister 
nicht nachgekommen.

Die Gemeinden erhalten derzeit 
von dem 100 Milliarden Budgetku-
chen auf Bundesebene nur 11,88 Pro-
zent. Die Forderung der sozialdemo-
kratischen GemeindevertreterInnen 
war eine Steigerung auf 15 Prozent. 
Das hätte für die Gemeinden einen 
großen Wurf bedeutet. Aber dem 
war leider nicht so. Nun müssen wir 
damit leben, dass wir zwar mehr Geld 
für die Bereiche Gesundheit und Pfle-
ge bekommen, was natürlich gut ist, 
aber der sogenannte Zukunftsfonds 
im Ausmaß von 1,1 Milliarden Euro 
kann nicht die zusätzlichen Gelder 
ersetzen, die wir mit der Änderung 
des Verteilungsschlüssels erreichen 
wollten.

Ich finde, dieser Finanzausgleich 
ist auch nicht besonders innovativ. 
Ich war auch der Erste, der das gesagt 
hat, weil die Reform der Grundsteuer, 
die Transferentflechtung, das heißt 
die Finanzierung von Gesundheit und 
Pflege, wieder verschoben wurde. 
Und auch weil die Finanzierbarkeit 

der Investitionen in die Klimawandel-
anpassung nicht grundlegend geklärt 
ist. Es ist leider so, dass wir in vielen 
Bereichen merken, dass es kaum noch 
Gemeinden gibt, die 2025 ihr Budget 
ausgeglichen erstellen können. Und 
ich betone es auch an dieser Stelle 
wieder, dass der finanzielle Anteil für 
die Kommunen immer kleiner wird 
und die Aufgaben jedoch immer 
mehr. Das kann so nicht weitergehen. 
Deshalb werden viele Gemeinden in 
den kommenden Jahren vor der Pro-
blematik stehen, sich ausschließlich 
nur mehr auf ihre Grundaufgaben 
zur Daseinsvorsorge konzentrieren zu 
müssen.

Wir haben Hilferufe von Gemein-
den aus dem gesamten Bundesgebiet. 
In Kärnten sind sogar von insgesamt 
132 Gemeinden alle Abgangsgemein-
den geworden. Es erreichen uns so-
gar Hilferufe von früher sehr wohlha-
benden Gemeinden aus dem Westen 
Österreichs. Deshalb kann ich auch 
die medial dokumentierte Zufrieden-
heit der Landeshauptleute in ganz 
Österreich und der ÖVP-Gemeinde-
vertreterInnen mit diesem Finanzaus-
gleich ganz und gar nicht verstehen. 
Denn die Realität sieht völlig anders 
aus und wird die Kommunen in den 
nächsten Jahren vor riesige Heraus-
forderungen stellen. 

Derzeit wird auch eine neue Ab-
gabe diskutiert, die Zweitwohnsitz-
erabgabe. Ich denke, dass das ein ge-
eignetes Modell ist, dass wir von den 
ZweitwohnsitzerInnen Geld erhalten, 
dass diese BürgerInnen auch Geld in 
die Gemeinde einbringen. Bei die-
ser Abgabe halte ich das Modell der 
Steiermark für ZweiwohnsitzerInnen 
oder auch für Leerstände mit einer 
Abgabe bis zu 1.000 Euro pro Jahr für 
angebracht. Da bin schon sehr auf 
die Gespräche gespannt. Das wäre 
eine sinnvolle Einnahme und auch ein 
kräftiger Hebel im Kampf gegen Leer-
stände in den Kommunen. 

Abschließend freue ich mich 
schon auf unseren traditionellen 
Neujahrsempfang, der diesmal am 11. 
Jänner 2024 im AK-Zentrum St. Pöl-
ten über die Bühne gehen wird, und 
auch auf unsere NÖ GVV-Bezirkstour, 
die wir derzeit planen, und wo wir ge-
meinsam mit der Landespartei alle 20 
Bezirke besuchen werden, um uns auf 
die bevorstehende Gemeinderats-
wahl optimal vorzubereiten. 

Herzlichst Euer

NÖ GVV-Präsident

NEUER FAG.
ALTE PROBLEME.
NEUE ABGABE.
NEUJAHRSEMPFANG.
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Wo Schwarz-Blau spart*

Familien

Wohnbauförderung

Gesundheit

-69%
-20%

-10%
Was sie mit unserem Geld machen*

PR-Budget:
Landesregierung

Landtag

+20%
+52%

Niederösterreich

SCHWARZ-BLAUES KÜRZUNGSBUDGET

*im Vergleich zum Vorjahr
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SIEBEN NEUE BÜRGERMEISTER:INNEN

Heidenreichstein – Bgm. Gerhard 
Kirchmaier (67) war am 20. September 
als Stadtchef aus persönlichen Grün-
den zurückgetreten. Er gehörte dem 
Gemeinderat schon seit 1995 an, war 
2009 zum Vizebürgermeister avanciert 
und wurde 2010 Bürgermeister. Die 
BGM-Neuwahl am 28. 9. gestaltete sich 
dann sehr spannend. Denn offiziell hat 
die SPÖ in der Walviertelmetropole 
zwölf Sitze im Gemeindeparlament, 
wobei sich aber ein SPÖ-Mandatar für 
ein fraktionsfreies Dasein entschieden 
hat. Die ÖVP steht bei zehn Manda-
ten, die Grünen halten zwei und die 
FPÖ verfügt über einen Mandatar. Im 
ersten Wahlgang erreichten die SPÖ-
Kandidatin GGRin Alexandra Weber 
und ihre Konkurrentin, die ÖVP-Vize-
bürgermeisterin, jeweils zwölf Stim-
men, eine war ungültig. Erst im zwei-
ten Wahlgang entfielen auf Weber 13 
und auf ihre Gegenkandidatin zwölf 
Stimmen. Neo-Stadtchefin Weber (44) 
ist Bankangestellte von Beruf, lebt in 
einer fixen Beziehung und hat mit ih-
rem Partner einen gemeinsamen Sohn 
(10). Um sich zu entspannen, bastelt 
sie gerne und lebt ihre Kreativität für 

Adventmärk-
te aus.

Tra i s e n – 
Nach 28 Jah-
ren an der Ge-
meindespitze 

hat Herbert Thumpser am 12. Oktober 
sein Bürgermeisteramt niedergelegt. 
Am 24. Oktober hat der Gemeinde-
rat Monika Feichtinger mit 14 von 20 
abgegebenen Stimmen zur neuen 
Bürgermeisterin gewählt. Fünf Stim-
men waren ungültig, eine ging an 
Waldbauer von der ÖVP. Auch bei der 
Vizebürgermeister-Wahl wurden 20 
Stimmen abgegeben, davon waren 
13 gültig. Mit zwölf Stimmen wurde 
Christopher Indra (SPÖ) zum neuen 
Vizebürgermeister gewählt, eine Stim-
me ging an Wolfgang Schäder (SPÖ).

Neo-Bürgermeisterin Feichtinger 
ist verheiratet und Mutter von zwei er-
wachsenen Töchtern (32, 29). Im Brot-
beruf führt sie gemeinsam mit ihrem 
Mann Kurt einen eigenen Installations-
betrieb. Das will sie auch weiterhin so 
halten. Feichtinger: „In der heutigen 
Zeit, mit all den technischen Möglich-
keiten, geht das ganz gut. Es bedarf 
halt einer guten Wochenplanung.“ 
Zum Entspannen von Arbeit und Poli-
tik hat Feichtinger in den letzten Jah-
ren das Wandern auf den umliegen-
den Bergen für sich entdeckt.

Enzenreith – Dirk Rath (54) wur-
de am Abend des 13. November vom 
Gemeinderat mit 18 von 18 abgege-
benen Stimmen zum Nachfolger von 
Bürgermeisterlegende Franz Antoni 
(66) gewählt. Mehr als 32 (!) Jahre war 
Antoni Bürgermeister. 1986 ging er in 
den Gemeinderat, 1992 wurde er Bür-
germeister. Damals hat der amtieren-
de Ortschef völlig überraschend unter 
der Periode zurückgelegt und nur der 

junge Antoni hatte sich als einziger 
SPÖler – nach Absagen aller anderen 
Kandidaten – bereit erklärt, das Amt 
bis zur nächsten GRW übernehmen 
zu wollen. Doch der gelernte Hoch-
bau-Ingenieur avancierte von einer 
Notlösung zum Dauerbrenner. Er hat 
bei jeder GR-Wahl dazugewonnen, die 
absolute SP-Mehrheit ausgebaut.

Neo-Bürgermeister Dirk Rath ist 
bereits seit 2005 Mitglied des Gemein-
derats, 2024 ging er in den Gemein-
devorstand und übernahm den Orts-
parteivorsitz. Im Brotberuf ist Rath seit 
2012 für die Firma Resopal tätig, wo er 
für den Vertrieb in Österreich, Slowe-
nien und Kroatien zuständig ist. Rath 
ist seit 32 Jahren verheiratet und Vater 
einer erwachsenen Tochter. 

In sieben sozialdemokratisch geführten Ge-
meinden kam es seit der letzten Ausgabe des KI 
magazins zu einem BürgermeisterInnenwechsel. 
In chronologischer Reihenfolge: Schwarzau im 
Gebirge (Bezirk Neunkirchen), Bad Deutsch- 
Altenburg (Bezirk Bruck/Leitha), Mailberg (Be-
zirk Hollabrunn), Breitenau (Bezirk Neunkirchen), 
Heidenreichstein (Bezirk Gmünd), Traisen (Bezirk 
Lilienfeld) und Enzenreith (Bezirk Neunkirchen).

Enzenreith: Franz Antoni (l.), der dienstälteste aller roten 
BürgermeisterInnen Österreichs, übergibt an Neo-Bgm. Dirk 
Rath und den neuen Vizebürgermeister Hans Haiden (r.). 

Heidenreichstein: Neo-Bürgermeisterin Alexandra Weber 
und ihr Amtsvorgänger Gerhard Kirchmaier. Die Wahl ge-
staltete sich ziemlich spannend.

Bad Deutsch-Altenburg: Hans Wallo-
witsch übergab an Petra Wagener.

Schwarzau im 
Gebirge: Neo-
Bgm. Peter 
Lepkowicz.

Breitenau: 
Neo-Bgm. 
Robert Kwas.

Mailberg: 
Neo-Bgm.  
Christoph 

Hohl.

Schwarzau im Gebirge – Michael 
Streif (58) hatte vom 10. Jänner 2012 
bis zum 19. Juni 2023 engagiert zum 
Wohle seiner Heimatgemeinde als 
Bürgermeister gearbeitet. Seinen 
Rückzug zur Mitte dieser Amtsperio-
de hatte er schon vor der GRW 2020 
angekündigt. Der Bürgermeister-
wechsel war also für niemand eine 
Überraschung. Streif wird dem Orts-
parlament als einfacher Gemeinde-
rat noch bis Dezember 2024 erhalten 
bleiben. Zu seinem Nachfolger wurde 
am Abend des 29. Juni der bisherige 
geschäftsführende GR Peter Lepko-
wicz (52) mit 13:2 Stimmen gewählt. 
In Schwarzau im Gebirge schaut die 
Mandatsverteilung so aus: 10 SPÖ, 5 
ÖVP. Lepkowicz ist verheiratet, Vater 
von drei Töchtern (18, 20, 21) und im 
Brotberuf als Leiter der Forstverwal-
tung Wien Quellenschutz für ein riesi-
ges Gebiet vom Hochschwab bis rund 
um Rax und Schneeberg verantwort-
lich. Als Bürgermeister will der Herr 
Oberforstrat „den gemeinsamen Weg 
mit der ÖVP fortsetzen“.

Bad Deutsch-Altenburg – Am 
30. Juni 2023 trat Hans Wallowitsch 
als Bürgermeister von Bad Deutsch-
Altenburg zurück, als „Geschäftsfüh-
render“ bleibt er dem Gemeinderat 
erhalten. Im Gemeinderat sitzt Wal-
lowitsch schon seit 1980 - also seit 
43 Jahren(!). Am 11. Juli wurde Petra 

Wagener, Be-
treuerin im 
örtlichen Kin-
dergarten, zur 
neuen Bür-

germeisterin 
gewählt. Wa-
gener ist ledig 
und Mutter 
von zwei er-
w a c h s e n e n 
Töchtern. Ih-
ren Brotberuf 
will Wagener 
auch als neue 
Ortschefin, allerdings stundenredu-
ziert, weiter ausüben. Im Gemeinde-
rat ist Wagener schon seit 14 Jahren 
tätig, fünf davon als „Geschäftsfüh-
rende“. 

Mailberg – Der überraschende 
Tod (Herzinfarkt) des überaus belieb-
ten Langzeit-Bürgermeisters Herbert 
Goldinger am 2. Juli war ein Schock 
für Familie, Freunde und die Politik. 
Herbert Goldinger war seit 1995 Bür-
germeister der Gemeinde Mailberg 
im Bezirk Hollabrunn. Dem Gemein-
derat gehörte er schon seit 1980 an. 
Goldinger wurde nur 69 Jahre alt. NÖ 
GVV-Präsident Bgm. Rupert Dworak: 
„Herbert Goldinger war ein Kom-
munalpolitiker mit Leib und Seele, 
der mit unermüdlichem Einsatz sein 
ganzes Leben dem Dienst an der Öf-
fentlichkeit gewidmet hat. Nicht nur 
politisch, sondern auch menschlich 
hinterlässt er eine große Lücke. In sei-
ner Funktion als Vizepräsident des NÖ 
GVV hat mich mit Herbert Goldinger 
eine langjährige Freundschaft und 
eine herausragende Zusammenarbeit 
verbunden.“ 

Vom Gemeinderat (SPÖ 10 Man-
date, ÖVP 5) wurde der bisherige 
Vizebürgermeister Christoph Hohl 
(46) am 12. Juli einstimmig (13 von 14 
abgegebenen Stimmen, ein Stimm-
zettel blieb leer) zum neuen Bürger-
meister von Mailberg gewählt. Zum 

neuen Vizebürgermeister avancierte 
Thomas Gruber (52). Hohl ist im Brot-
beruf Fahrschullehrer, privat lebt er in 
einer festen Beziehung und ist Vater 
von einer Tochter von 13 und einem 
Sohn von sieben Jahren.

Breitenau am Steinfeld – Am 7. 
September wurde der bisherige Vize-
bürgermeister Robert Kwas (52) vom 
Gemeinderat zum Nachfolger von 
Bürgermeister RegR Helmut Maier 
(59) gewählt. Von den insgesamt 19 
Mandaten im Breitenauer Gemeinde-
rat hält 14 die SPÖ, vier die ÖVP und 
eines die FPÖ. Bei der Bürgermeister-
wahl mit 18 anwesenden MandatarIn-
nen konnte Robert Kwas 17 Stimmen 
für sich verbuchen, eine Stimme war 
ungültig. Vorgänger Helmut Maier 
hatte sein Amt mit 31. August 2023 
zurückgelegt. Er war seit 1990 Mit-
glied des Gemeinderats, ab 2008 
Bürgermeister. Neo-Ortschef Robert 
Kwas ist verheiratet und Vater von 
drei Kindern. Im Brotberuf arbeitet 
er bereits seit 
1993 als An-
gestellter bei 
der Gemein-
de.

Traisen: Herbert Thumpser übergibt an Monika Feichtinger.
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„Man muss irgendwann im Leben 
Verantwortung übernehmen – und 
zwar nicht nur für sich selbst, sondern 
auch für die anderen.“ Peter Reitzner 
war 17, als er – der Einladung eines 
SPÖ-Urgesteins folgend – sein En-
gagement in der SPÖ Wilhelmsburg 
im Bezirk St. Pölten begann. Lange 
nachdenken musste er dafür nicht, 
denn „am Ende des Tages ist die SPÖ 
immer auf der richtigen Seite gestan-
den – auf der Seite der Menschen“.

„Kommunikation ist das  
Um und Auf“

„Als DJ musst du einen Span-
nungsbogen halten. Wenn du immer 
nur Vollgas fährst, wird’s den Leuten 
auch zu viel. Du musst wissen, wie 
man die Leute liest. Was wollen sie 
hören und welches Lied passt aufs 

letzte? Das ist ziemlich kompliziert, 
ich red’ beim Auflegen mit nieman-
dem, weil ich mich einfach konzent-
riere. Was machen die Leute, was spiel 
ich als Nächstes, was kommt jetzt gut 
an. Da bin ich in meinem Tunnelblick 
nur aufs Auflegen fixiert. Nach 10 Stun-
den geh ich runter und bin erledigt.“ 
Als DJ hat er an den Reglern natürlich 
kommerzielle Bedürfnisse befriedigt, 
oft aber auch eigene Kompositionen 
verwendet. „Da habe ich Musik, die 
kein anderer hat.“ Wenngleich für ihn 
jede Art der Musik ihre Berechtigung 
hat, sind seine persönlichen Favorits in 
der House-Szene zu finden. „Worakls, 
ein Pariser DJ, extremst lässig. Oder 
Dennis Ferrer aus New York.“ Lässt 
sich schwer beschreiben, Hörbeispiele 
gibt’s jede Menge im Internet. Welche 
Erfahrungen man für die Politik ma-

„MIT BEIDEN BEINEN 
AM BODEN STEHEN“

Mit 27 Jahren zählt Peter Reitzner zu den jüngsten Bürgermeistern des 
Landes. Als DJ hat er gelernt, mit Menschen umzugehen – auch mit 
tausenden gleichzeitig. Zur Leidenschaft für die Musik kommt eine 
weitere: die für seine Heimatgemeinde Wilhelmsburg.

menschen im 
gemeinderat.

KImagazin | 02-2023
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Bürgermeister 
Peter Reitzner

chen kann? „Kommunikation ist das 
Um und Auf. Nur mit Emotionen wo 
reinzugehen, ist fahrlässig.“ Besonders 
wichtig: „Du musst Verständnis für die 
Menschen und ihre Bedürfnisse ha-
ben. Dann öffnen sie sich.“

Ein leidenschaftlicher  
Wilhelmsburger 

Nach kommunalpolitisch turbulen-
ten Zeiten wurde Peter Reitzner 2023 
vom Gemeinderat mehrheitlich zum 
neuen Bürgermeister gewählt. „Als Bür-
germeister musst du der uneigennüt-
zigste Mensch in der Gemeinde sein. 
Sonst verkaufst du deine Seele“, ist er 
überzeugt und sieht sich in seiner neu-
en Funktion auch als Mediator.

„Irrsinnig wichtig“ ist ihm die Zu-
sammenarbeit mit allen Fraktionen. 
„Für mich sind nicht so sehr die Par-
teien wichtig, sondern die Menschen, 
die dahinterstehen.“ Mit „Herzblut für 
die Stadt“ ist er viel unterwegs und 
redet mit vielen. „Wenn ich um eine 
Leberkässemmel gehe, kann’s schon 
vorkommen, dass ich erst in einer 
Stunde wieder aus dem Geschäft 
komme, weil ich so viele Menschen 
treffe, die reden wollen.“ Und sein 
Herzensanliegen? „Das Gemeinsame. 
Wichtig ist, dass die Gemeinde enger 
zusammenrückt. Wir brauchen alle: 
die Wirtschaftstreibenden, die Verei-
ne, die Arbeiter, die Idealisten, die Vi-
sionäre. Die holen wir an einen Tisch 
und fragen: Wie schaut für Euch die 
Gemeinde der Zukunft aus?“
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Sie waren ein erfolgreicher und 
innovativer AMS-Chef. Dann folgten Sie 
dem Ruf der SPÖ Niederösterreich und 
wechselten als Quereinsteiger in die 
Landespolitik. Haben Sie diesen Schritt 
schon mal bereut?

Nein. Denn ich habe im AMS zwar 
erlebt, dass man viele neue Modell-
projekte starten kann. Wir haben da 
ja das erste Arbeitsplatzgarantiepro-
jekt mit dem Modellprojekt Marien-
thal ins Leben gerufen, und ich habe – 
gemeinsam mit Markus Wieser – das 
europaweit erste Klimaschutzausbil-
dungszentrum initiiert.

Dabei musste ich allerdings er-
fahren, dass man in der Funktion als 
AMS-Chef zwar Modellprojekte star-
ten kann, aber dass die Vollausrollung 
immer nur von Seiten der Politik ge-
schieht. Ich habe dann für mich ent-
schieden: Wenn das immer an den 
politischen Handelnden scheitert, 
wenn das alles Dinge sind, die die ÖVP 
nicht will, dann muss man selber in 
die Politik gehen, um es besser zu ma-
chen. Und ich erlebe nun, dass man 
auch aus unserer Oppositionsrolle 

heraus, deutlich mehr bewegen kann, 
als ich selber für möglich gehalten 
hätte. Wenn man sich beispielsweise 
an die Diskussion, die wir losgetreten 
haben, erinnert, dass die Sparzinsen 
sehr niedrig sind und gleichzeitig die 
Kreditzinsen in die Höhe schießen, 
sodass die Banken damit Milliarden-
Rekordgewinne machen, dann haben 
wir mit unserem Druck durchgesetzt, 
dass die Banken immerhin 30 Millio-
nen Euro an die Niederösterreicherin-
nen und Niederösterreicher zurück-
gegeben haben.

Da zeigt sich schon, dass unsere 
Kontrolltätigkeit sehr, sehr gut wirkt. 
Also ich bereue den Wechsel in die 
Politik ganz und gar nicht, weil man 
hier wirklich viel bewegen kann. Mir 
geht’s ja darum, das Leben für die ar-
beitende Bevölkerung in Niederöster-
reich besser zu machen. Und ich bin 
überrascht, wie viel da auch aus der 
Oppositionsrolle, aus unserer Kon-
trolltätigkeit möglich ist. 

Der Wechsel ging ja alles andere als 
einfach über die Bühne. Besonders die 

Sondierungsgespräche mit der ÖVP 
waren, sagen wir mal, bemerkenswert. 
Klub-Chef Hannes Weninger meinte bei 
einem Interview an dieser Stelle sogar, 
dass die ÖVP trotz einiger Gesprächs-
runden gar nicht ernsthaft verhandeln 
wollte. Wie haben Sie das empfunden?

Es ist mittlerweile erwiesen – und 
das wird ja auch hinter den Kulissen 
bestätigt –, dass das nur Scheinver-
handlungen waren und von Anfang 
an Schwarz-Blau geplant war. Wobei 
ich auch immer dazusage: Das geht 
aus meiner Sicht in Ordnung, denn 
jede Partei darf selbstverständlich 
selbst entscheiden, mit wem sie koa-
liert. Und wenn die ÖVP sagt, dass sie 
lieber mit der FPÖ koaliert, dann ist 
das von unserer Seite her zur Kennt-
nis zu nehmen. Natürlich hätten wir 
uns mehr Ehrlichkeit gewünscht, 
dann hätte die ÖVP sich und uns die-
se Scheinverhandlungen ersparen 
können. Aber Schwamm drüber. Jetzt 
nehmen wir unsere Kontrolltätigkeit 
wahr und schauen Schwarz-Blau ge-
nau auf die Finger, damit nicht zu viel 
Schaden für Niederösterreich ange-
richtet wird. 

Die SPNÖ befindet sich nun in der 
herausfordernden Situation, dass sie 
wegen des Proporzsystems zwar zwei 
Sitze in der Landesregierung hat, aber 
trotzdem auch die Oppositionsrolle 

„WIR WERDEN  
SCHWARZ-BLAU
GANZ GENAU AUF DIE 
FINGER SCHAUEN!“  
Sven Hergovich, der junge Landesparteivorsitzende der SPÖ Nieder-
österreich, fühlt sich in seiner neuen Rolle als Kontroll-Landesrat wohl. 
Im großen KI magazin-Interview spricht er über seinen spontanen 
Wechsel vom nö. AMS-Chef in die blau-gelbe Landespolitik und seine 
ersten Erfahrungen dort, darüber, was in Niederösterreich schief läuft 
und was die Menschen von ihm erwarten können. 

interview.
KI magazin | 02-2023
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bedienen muss...
Tatsächlich ist es so, dass wir eine 

Kontrollfunktion in der Landesregie-
rung eingenommen haben. Dazu 
muss man wissen, dass das System 
in Niederösterreich, im Gegensatz zu 
allen anderen Bundesländern so ist, 
dass die meisten Beschlüsse nur in 
der Landesregierung fallen und dem 
Landtag gar nicht zur Kennt-
nis gebracht werden. 
Das heißt, wenn 
man hier wirklich 
das schwarz-blaue 
System kontrollieren 
will, dann muss man 
das so machen, wie 
wir es durchziehen. 
Mit Erfolg, wie auch 
das schon erwähnte 
Beispiel mit den Ban-
ken zeigt.

Dass Sie nun als Kontroll-Landesrat 
agieren, ist also ein Resultat aus dieser 
einmaligen Situation …

Genau. Das ist jetzt die Funktion, 
die ich in der Landesregierung inne-
habe. Diese Kontrolltätigkeit ist et-

was, was sehr gut funktioniert und 
den Niederösterreicherinnen und 
Niederösterreichern viel Geld spart. 
Und dass diese Kontrolltätigkeit so 
gut funktioniert, ist der Grund, dass 
sich Schwarz-Blau so sehr über meine 
Kontrolltätigkeit empört. 

D e n n sie wissen genau, 
dass das vieles, von 
dem, was 
sie vorhät-
ten ver-
h i n d e r t . 
Wir wer-
den ganz 
genau da-
rauf ach-
ten, dass 

das Geld der 
Niederösterreicherin-

nen und Niederösterrei-
cher gut investiert wird. 
Denn was schon auffällt: 
Wir sind zwar das einkom-
mensstärkste Bundesland, 
unsere schwarz-blaue Lan-
desregierung jedoch am 
wenigsten Dienstleistun-
gen für die eigene Bevölke-

rung auf den Boden bringt. In Wien, 
im Burgenland, in Kärnten haben 
wir längst die ganztägige kostenlose 
Kinderbetreuung. In Wien wird pro 
Kopf sechsmal so viel in den öffent-
lichen Verkehr investiert. Im Burgen-
land gibt’s den Mindestlohn und dort 
werden pflegende Angehörige ange-
stellt. 

In anderen Bundesländern, ob-
wohl sie ärmer sind als Niederöster-
reich, gibt es mehr Dienstleistung für 
die eigene Bevölkerung. Der Grund 
dafür ist sehr simpel: Bei uns reicht das 
Geld nicht, weil so viel im schwarz-

blauen System versickert. Weil wir die 
Spitzenreiter bei den Überförderun-
gen sind. Da hat vor meiner Kontroll-
tätigkeit niemand kontrolliert, wer da 
eigentlich abkassiert, doppelt oder 
dreifach gefördert wird.

Und wir haben auch unglaublich 
viele Landesgesellschaften, mehr als 
alle anderen. Wo wir Vorstände, Ge-
schäftsführer, Aufsichtsräte und eine 
riesige Flut an Werbematerialien zu 
finanzieren haben. Das kommt alles 
unglaublich teuer. Ein aktuelles Bei-
spiel ist, dass die EVN einen dritten 
Vorstandsposten schafft, der mit 
600.000 Euro Jahresgage doppelt so 
stark vergütet ist, wie die Führungs-
etagen aller anderer Landesenergie-
versorger. Warum die EVN doppelt 
so hohe Luxusgehälter zahlen muss 
wie die Energie Burgenland oder die 
Energie Steiermark – das muss man 
mir erst einmal erklären.

Man hätte das Geld ja auch ver-
wenden können, um Strompreise zu 
senken. Oder man hätte mit diesem 
Geld auch 25 zusätzliche Callcenter-
MitarbeiterInnen in der EVN anstel-
len können, damit zumindest endlich 

einmal wer den Hörer abhebt, wenn 
man sich beschweren oder Auskunft 
haben will. Man hätte auch einen 
Härtefallfonds einrichten können, 
um den vielen Familien, die teilweise 
Nachzahlungen von zehn-, elf-, zwölf-
tausend Euro haben, zu helfen. Das 
sind ja unglaubliche Summen. Das al-
les wäre besser, das wäre eine soziale 
Politik gewesen – für die wir stehen.

Soll das Proporzsystem beibehalten 
werden?

Dieses System hat Vor- und Nach-
teile. Und das werden wir uns jetzt 
ganz genau anschauen. Das, was 
jetzt schon evident ist, ist, dass wir 
eine echte Demokratisierung und 
eine Transparenzoffensive für das 
System brauchen. Weil wir, was die 
demokratischen Standards und die 
Transparenz betrifft, allen anderen 
Bundesländern leider wirklich hinter-
herhinken. Ich würde mir beispiels-
weise wünschen, dass wir so wie in 
Vorarlberg, ein Transparenzregister 
haben, wo man auf den Cent genau 
nachprüfen kann, wer wieviel an För-
derungen erhält.

interview.

„Diese Kontrolltätigkeit ist 
etwas, was gut funktioniert 
und den Niederösterreiche-

rInnen viel Geld spart.“
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Schwarz-Blau vergibt in Niede-
rösterrreich 500 Millionen Euro an 
Förderungen und niemand weiß, 
wer hier warum abkassiert. Allein 
die Transparenz würde den Nieder-
österreicherinnen und Niederöster-
reichern viel Geld sparen, das man 
gut in Kinderbetreuung, öffentlichen 
Verkehr und die Senkung der Strom-
preise investieren könnte. Und, das 
ist mir wichtig, auch um das Ge-
sundheitssystem wieder aufzurich-
ten. Denn das Erste, was unter der 
schwarz-blauen Bundesregierung 
passiert ist, war die Zerschlagung der 
Krankenkassen und die Schwächung 
des solidarischen Gesundheitssys-
tems. Heute ist es beispielsweise so, 
dass die sogenannten Stroke-units 
im Ernstfall die Erstbetreuung über-

nehmen, in Niederösterreich nur 
mehr werktags besetzt sind. Das 
heißt, den Schlaganfall muss man 
jetzt unter der Woche bekommen. 
Und wenn man ihn am Wochenen-
de bekommt, dann bitte in der Nähe 
von Wien. Denn dann wird man mit 
der Rettung nach Wien gebracht, wo 
es rund um die Uhr Versorgung gibt.

Unter der neuen AMS-Leitung werden 
in Niederösterreich gerade diverse 
Initiativen gegen Langzeitarbeitslosig-
keit abgestellt oder sind von einem Aus 
bedroht. Das ist für die Betroffenen 
extrem schmerzhaft, aber wohl auch 
für Sie. Schließlich haben Sie sich als 
AMS-Chef gerade auf diesem Förderge-
biet intensiv und auch sehr erfolgreich 
engagiert. Warum läuft das jetzt so?

Das zeigt, wie wichtig es ist, wer 
politisch das Sagen hat. Beim AMS 
habe ich ganz gezielt Projekte gegen 
Langzeitarbeitslosigkeit ausgebaut. 
Und jetzt, in meiner Nachfolgepe-
riode unter einer schwarz-blauen 
Regierung, wird auf Kosten der Lang-
zeitarbeitslosen gespart, obwohl das 
AMS jetzt mehr Budgetmittel zur Ver-
fügung hat als zu meiner Zeit. Das 

heißt, da macht man jetzt ganz be-
wusst eine umgekehrte Politik.

Welche thematischen Schwerpunkte 
können die Menschen in dieser Legis-
laturperiode von der SPÖ Niederöster-
reich erwarten?

Die Menschen können sich von 
uns erwarten, dass wir endlich Trans-

parenz in das System bringen. Dass 
wir Schwarz-Blau im Land wirklich 
kontrollieren, um das viele Geld, das 
im schwarz-blauen System versickert, 
sinnvoll zu verwenden. Mit dem Ziel, 
dass die Dienstleistungen ausgebaut 
werden. Das heißt mehr und bessere 
Kindergärten, Ausbau des öffentli-
chen Verkehrs, billigere Strom- und 

Gaspreise. Wir würden den Wohn-
bauförderstopp, den Schwarz-Blau 
verhängt hat, aufheben. Wir treten 
ein für eine Zinskostendeckelung für 
Kreditnehmer, damit sich auch Jung-
familien wieder ein Eigenheim leiste 

können. Wir treten ein für ein Einfrie-
ren der Mieten.

Und wir wollen, dass wieder ins 
Gesundheitssystem investiert wird, 
das derzeit von Schwarz-Blau tot-
gespart wird. Das ist eine Situation, 
die wir so nicht akzeptieren können, 
denn wir wollen, dass jeder Mensch 
in Niederösterreich eine gute ärztli-
che Versorgung bekommt und nicht 
aufgrund der schlechten Situation in 
ein anderes Bundesland ausweichen 
muss.

Wir erleben derzeit auch, dass 
MitarbeiterInnen aus dem Gesund-
heitsbereich in andere Bundeslän-
der wechseln, weil sie dort bessere 
Arbeitsbedingungen vorfinden. Das 
finden wir schade, denn wir wollen 
eigentlich die beste Gesundheitsver-
sorgung im eigenen Land. 

Weiters wollen wir zielgerichtet in 
unsere Regionen investieren. Nach-
dem immer mehr Bankfilialen auf 
dem Land zugesperrt werden, wollen 
wir, dass es in jeder Gemeinde we-
nigstens einen Bankomaten geben 
muss, damit man jederzeit an sein 
eigenes Geld kommt. 

Schon 2025 stehen die nächsten Ge-
meinderatswahlen an und beim NÖ GVV 
laufen die Vorbereitungen natürlich 
längst auf Hochtouren. Was erwarten 
Sie sich von diesem Votum?

Diese Gemeinderatswahlen fin-
den in besonders herausfordernden 
Zeiten statt. Für mich war von Anfang 
an klar, dass wir hierbei den GVV mit 
voller Kraft unterstützen damit wir 
hier - in Wahrheit sind das natürlich 
570 Einzelwahlen – möglichst vie-
le gute Ergebnisse einfahren. Unser 
oberstes Ziel ist es, unsere Bürger-
meisterInnen dabei zu unterstützen, 
ihre Gemeinden zu verteidigen und 
alle unseren HerausforderInnen in 
den Minderheitsgemeinden dabei zu 
helfen, das BürgermeisterInnenamt 
zu erobern. Ich sehe hierbei meine 
Aufgabe auch darin, für landespoliti-
schen Rückenwind zu sorgen. 

interview. KI magazin | 02-2023

Fact-sheet Sven Hergovich
Geboren am 22. Oktober 1988 (35) in 
Korneuburg, wohnhaft in St. Pölten.
Familie: ledig, aber in einer fixen Be-
ziehung, keine Kinder.

Beruf: Nach dem Studium der Volks-
wirtschaftslehre war er u.a. in der 
AK Wien und als Referent im Kabi-
nett von Doris Bures sowie später bei 
Alois Stöger im Verkehrsministerium 
tätig. 2016/17 war Hergovich Arbeits-
marktexperte im Kabinett von Stöger 
im Sozialministerium und stellver-
tretender Leiter des Ministerbüros, 
bevor er im November 2017 stellver-
tretender Landesgeschäftsführer des 
AMS NÖ wurde. Im Verwaltungsrat 
des AMS Österreich hat er zahlreiche 
Projekte im Arbeitsmarktbereich mit-
verhandelt. Mit 1. Juli 2018 stieg er 
zum AMS-Landesgeschäftsführer auf. 
Nach der Landtageswahl 2023 folgte 
er dem Ruf in die Politik und legte die 
Leitung des AMS NÖ zurück.

Politik: Nach der Landtagswahl 
2023 wurde Hergovich designierter 
Landesparteivorsitzender der SPÖ 
Niederösterreich und avancierte zum 
Landesrat in Niederösterreich und 
am 24. Juni 2023 wurde Hergovich 
mit 96,2 % zum neuen Vorsitzenden 
der SPÖ Niederösterreich gewählt.
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starke minderheit. KI magazin | 02-2023

Seit der Gemeinderatswahl 2020 
verteilen sich die 29 Mandate im Ge-
meinderat so: VP 18, SP 9, FP 1, AFG 
1 (Liste Hauer Aktiv für Gmünd, SPÖ-
Abspalter 2015)

Wie ist jetzt die politische Situation im 
Gemeinderat? Gibt es mit der ÖVP eine 

Zusammenarbeit oder gar ein Koali-
tionsabkommen?

Miksch: „Gleich nach der Gemein-
deratswahl wollten wir mit der ÖVP 
ein Arbeitsübereinkommen ausver-
handeln, das wollte die ÖVP aber 
nicht. Wir haben das zwei-, dreimal 
versucht, aber die waren überhaupt 

nicht interessiert. Das war wohl die Ar-
roganz der Absoluten. Als es dann um 
die Ressortverteilung bei den Stadträ-
ten gegangen ist, haben wir versucht, 
nachzuverhandeln, aber das hatte nur 
den Effekt, dass sie uns dann noch et-
was runtergestrichen haben. Gleich-
zeitig haben sie nach außen aber im-
mer das Miteinander kommuniziert 
und bekräftigt. Das Miteinander, das 
von Mikl-Leitner ausgerufen wurde, 
war nur Fassade. 

Die ersten Jahre in dieser Periode 
haben wir trotzdem versucht, sehr 
konstruktiv mitzuarbeiten. Auch ohne 

„KLARE KANTE GEGENÜBER DER ÖVP“ 
HAT SICH AUCH IN GMÜND BEWÄHRT
Bis 2015 war Gmünd immer tiefrot. Aber bei der damaligen Gemeinde-
ratswahl wurde die Absolute knapp verfehlt und die ÖVP übernahm mit 
Hilfe eines abtrünnigen SPÖlers das Bürgermeisteramt. Der rote Tiefpunkt 
wurde trotzdem erst bei der GRW 2020 erreicht, da holte sich die ÖVP die 
Absolute. Seit dem hat sich die SPÖ-Gmünd einer gründlichen Erneue-
rung unterzogen – und zeigt der ÖVP nun klare Kante. Mit Erfolg.

SPÖ-Fraktion Stadt Gmünd (v.l.): StR Reinhard Langegger, Mark Bauer (Unternehmer und enger Mitarbeiter im Klub), GR 
Peter Mezera (Obmann Naturfreunde), GRin Doris Tröstl, GR Janda Georg (Obmann Stv. SV Eibenstein), StR Michael Bier-
bach (Stadtparteiobman, Bezirksparteivorsitzender, Obmann ATUS), GR Stephan Hois. Vorne: GRin Sabrina Kreindl, StR 
Thomas Miksch (Klubssprecher, Obmann Stv. ARBÖ Gmünd), GR Jürgen Binder (Obmann Volkshilfe Gmünd).

Koalitionsübereinkommen. Das ist 
uns aber gar nicht gelungen. Es war 
sogar so, dass sie teilweise unsere An-
träge runtergenommen haben. Wir 
haben schließlich in einer Klubklausur 
einen neuen Weg im Umgang mit der 
ÖVP gesucht und auch gefunden. Und 
der schaut jetzt so aus: Wir machen 
eine klare Politik für die Menschen in 
Gmünd, zeigen aber auch klare Kante 
gegenüber der ÖVP. Das hat sich be-
währt und funktioniert gut.“ 

Bekommt die SPÖ alle nötigen Informa-
tionen von der ÖVP-Mehrheit?

Miksch: „Mittlerweile schon – wenn 
sie uns brauchen. Und sie brauchen 
uns oft, denn sie haben viele große 
Baustellen. Dafür benö-
tigen sie unser Wissen, 
unser Know-how.“

Wer ist Euer wichtigster 
Ansprechpartner bei den 
Schwarzen? Der Klub-Chef 
oder die Bürgermeisterin?

Miksch: „Mehrheitlich 
die Bürgermeisterin, weil 
der Klubsprecher eher 
der Bulldozer der ÖVP ist, 
sicher kein Diplomat.“

Kommt die SPÖ im Ge-
meinderat mit eigenen 
Anträgen durch?

Miksch: „Ja, nun schon. 
Das hat sich mit unserer 
neuen Linie, immer wie-
der aufzuzeigen, wenn 
was nicht funktioniert, 
grundlegend zum Positi-
ven geändert. Sie trauen 
sich jetzt nicht mehr, mit ihrer abso-
luten Mehrheit einfach nur über uns 
drüberzufahren.“

Werden den SPÖ-Mandataren Repräsen-
tationsaufgaben übertragen?

Miksch (lacht): „Sehr homöopa-
thisch. Wenn wir es zufällig erfahren, 
dass wo gratuliert wird und wir wollen 
uns einbringen, bekommen wir keine 
Absage. Proaktiv informiert werden 
wir hierbei nicht. Aber unsere Stadträ-
te können in ihren Ressorts uneinge-
schränkt wirken und sie können sich 
ungehindert in die Stadterneuerung, 
die gerade läuft, einbringen.“

Wie wichtig ist die Öffentlichkeitsarbeit 
und was passiert hier?

Miksch: „Die ist das Wichtigste 
überhaupt. Gerade in unserer Situa-
tion. Wir bedienen intensive die Sozia-
len Medien auf WhatsApp, Facebook, 
X und Instagram. Unsere Homepage 
wird gerade für den Gemeinderats-
wahlkampf völlig neu aufgesetzt und 
von meinem Sohn Elias betreut. Der 
studiert auf der FH Medientechnik. 

Wir haben unsere Parteizeitung 
Der Gmünder Stadtkurier. Der erscheint 
in der Regel viermal im Jahr und wird 
von einem eigenen Redaktionsteam, 
das sind Stefan Hois, Jürgen Binder, 
Sabrina Kreindl, ich und ein professio-
neller Journalist, gemacht. 

Hausbesuche sind bei uns auch ein 
Thema, auf das wir großen Wert legen. 
Wir haben im letzten Sommer wieder 
damit begonnen, wofür wir uns auch 
eigene Blöcke haben machen las-
sen. Ursprünglich sind da alle unsere 
GemeinderätInnen gegangen, jetzt 
machen wir das mit kleinen Teams 
rund um einen unserer drei Stadträte. 
Interessanterweise ist die Resonanz 
bei den Leuten immer hervorragend, 
selbst wenn sie uns nicht gewählt 
haben. Dass wir irgendwo nicht will-
kommen waren, kam nur ganz, ganz 
selten vor. Auch bemerkenswert: Bei 
so manchem ist noch immer nicht an-

gekommen, dass Gmünd keine rote 
Stadt mehr ist.

Ansprechpartner für die Presse 
bin ich selber. Wir haben gute Kontak-
te zur Bezirkspresse und schaffen es 
auch immer wieder mit Geschichten 
in die Tageszeitungen, sogar mit grö-
ßeren Artikeln. Wir richten Pressekon-
ferenzen aus und machen auch regel-
mäßig Presseaussendungen.

Ebenso wichtig wie die Hausbesu-
che nehmen wir unsere Präsenz bei 
den diversen Veranstaltungen und 
Festivitäten in der Gemeinde. Da sind 
wir immer gut vertreten. Dass viele 
von uns wichtige Funktionen in den 
lokalen Vereinen haben, kommt uns 
dabei sehr entgegen. Wir haben auch 

die Kinderfreunde, einen 
Pensionistenverband, die 
Volkshilfe und den ATUS 
in der Stadt. Fünf Vereins-
obmänner sind bei uns im 
Klub.“ 

Eigene Veranstaltungen im 
Jahresverlauf?

Miksch: „Am Fa-
schingssamstag haben 
wir unsere traditionelle 
70er-Jahre Party im Kul-
turhaus. Da kommen 
immer mehrere hundert 
Leute. Wir machen eine 
Valentinsaktion, eine Os-
teraktion und im Früh-
sommer einen Flohmarkt. 
Im Sommer haben wir 
dann in der Innenstadt 
unseren großen Früh-
schoppen. Und vor Weih-
nachten veranstalten wir 

ein Advent-Wandern in der Blockhei-
de und an einem Adventwochenende 
schenken wir Gratis-Punsch aus.“ 

Wie schwierig ist es, neue MitstreiterIn-
nen zu finden? 

Miksch: „Es ist eigentlich nicht 
wirklich schwierig. Man muss nur ein 
wenig dahinter sein. Im Augenblick 
haben wir zwei ganz Junge, die sich 
freuen, sich bei uns engagieren zu 
können.“

Ziele für GRW 2025?
Miksch: „Wir wollen mindestens 

zwei Mandate dazugewinnen!“ 

Die Gmünder SPÖ-Stadträte (v. l.) Reinhard Langegger (Schu-
len), Thomas Miksch (öffentliche Plätze, Friedhof und Bestat-
tung) und Michael Bierbach (Verkehr) vor dem neuen Primär-
versorgungszentrum Gmünd – das über öffentlichen Verkehr 
nicht erreichbar ist. Sitzverteilung im Stadtrat: 5 ÖVP, 3 SPÖ,  
1 FPÖ, 1 Bürgerliste (Hubert Hauer, Ex-Klubchef der SPÖ ist 
jetzt Vizebürgermeister von ÖVP-Gnaden).
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Seit 1. August darf ich als Landes-
frauengeschäftsführerin einen 
neuen Tätigkeitsbereich überneh-
men. Ich bin seit über 17 Jahren in 

der SPÖ NÖ hauptamtlich tätig, begon-
nen habe ich als Assistentin der Bezirks-
geschäftsführung im Bezirk Bruck/L. Ab 
2018 habe ich das Medienmanagement 
für die Bezirke Bruck, Gänserndorf, Ba-
den und Mödling übernommen. Neben 
dem Beruf habe ich 2009 mit meinem 
Studium an der Uni Wien begonnen und 
in Politikwissenschaften abgeschlossen. 

Ich möchte immer alles genau wissen, 
mich interessieren Zusammenhänge 
und Hintergründe, darum lag diese 
Studienrichtung für mich auf der Hand. 
Ebenso wie als Erweiterungscurriculum 
Gender Studies zu wählen. Politik und 
Geschlecht gehört für mich einfach zu-
sammen. 

Wie sich in der Politik zeigt, spielt 
das Geschlecht eine beachtliche Rolle. 
Frauen tragen andere Wünsche und Be-
dürfnisse an das System heran. Denken 
wir an die Vereinbarung von Beruf und 
Familie, es sind noch immer Frauen, die 
in der Mehrzahl Betreuungsaufgaben 
übernehmen. Wann bekommen Frauen 
endlich den gleichen Lohn für gleiche 
Arbeit? Der Equal-Pay Day, also der Tag, 
ab dem Frauen bis zum Jahresende gra-
tis arbeiten, fiel für NÖ heuer auf den 29. 
Oktober. Und Frauen brauchen Jobs, die 
ihnen im Alter das Auskommen sichern, 
um nur wenige Punkte zu nennen.

Andererseits fehlen Frauen in der 
politischen Umsetzung, und das auf al-
len Ebenen. Zwar hat die Quote schon 
zu einer leichten Verbesserung geführt, 
Frauen finden sich zunehmend mehr in 
politischen Ämtern wieder. Am Amt der 
Bürgermeisterin, ja hier verwende ich 
die weibliche Form ganz bewusst, sieht 
man, dass sich Frauen langsam als Ent-
scheiderinnen in der Kommunalpolitik 
etablieren können. Der Quotenbericht 
für die SPÖ NÖ mit Stand vom 25. 9. 2023 
zeigt, dass in den Städten 16,67 % und in 
den Gemeinden 17,98 % Frauen als Bür-
germeisterinnen tätig sind. Das Amt ei-
ner Stadträtin üben 26,09 % Frauen aus, 
und jenes der Gemeinderätin 32,22  %. 
Also, immer noch viel Luft nach oben. 

                              ***
Kontakt:

Karin Krakhofer-Eisenbarth, BA
frauen@noe.spoe.at

0664 539 14 09

DIE NEUE BEI DEN LANDESFRAUEN

von Karin Krak-
hofer Eisenbarth, 
BA, Landes-
frauengeschäfts-
führerin der SPÖ 
Niederösterreich.

frau kommunal.

Auf dem starken dritten öster-
reichweiten Listenplatz geht 
der niederösterreichische SPÖ-
EU-Abgeordnete Günther Sidl 

(Bild) in die kommende Wahl zum EU-
Parlament am 9. Juni 2024 und will 
sich auch in den kommenden Jahren 
weiter für die Förderung der Regio-
nen und starker Kommunen einset-
zen. „Starke Regionen sind das Herz 
Europas. Genau da kann die EU zei-
gen, wie sie für ihre Bürgerinnen und 
Bürger da ist”, betont Sidl, der hier 
auch einen wichtigen Ansatzpunkt 
für den Klimaschutz sieht: „Der Klima-
schutz muss in unseren Gemeinden 
und Städten bei den Menschen an-

kommen. Unser Ziel müssen kurze 
Wege sein. Kurze Wege zum Arbeits-
platz, zur Kinderbetreuungseinrich-
tung, zur medizinischen Versorgung 
oder zu den regionalen Lebensmit-
teln. Das spart Fahrtstrecken und 
Transportwege und vor allem steigert 
es die Lebensqualität der Menschen!“

„Wir haben uns zu lange nur die 
Frage gestellt, wie die Menschen 
schnellstmöglich von ihrem Wohnort 
in den ländlichen Regionen zu ihrem 
Arbeitsplatz in den großen Ballungs-
räumen kommen. Dabei muss die 
Frage eigentlich lauten, wie wir auch 
die ländlichen Regionen als Ort zum 
Leben und zum Arbeiten attraktiver 

machen können”, erklärt Sidl, der 
im EU-Parlament konsequent mehr 
Unterstützung für unsere Regionen 
und Gemeinden einfordert: „Wir 
brauchen ein gutes Angebot im öf-
fentlichen Verkehr und insbesondere 
leistungsstarke Internetleitungen in 
allen Gemeinden. Das muss heute so 
selbstverständlich sein wie die Strom-
leitung in 
jedes Haus 
– und ge-
nau dazu 
kann und 
muss auch 
die EU durch 
gezielte In-
vestitionen 
in starke Re-
gionen bei-
tragen.”

GÜNTHER SIDL WILL SICH IN EU WEITER 
FÜR STARKE REGIONEN EINSETZEN
Der SPÖ-EU-Abgeordnete Günther Sidl aus Petzenkirchen geht wieder 
als NÖ-Spitzenkandidat in die kommende EU-Wahl. Sidl: „Die EU 
muss endlich erkennen, was sie an ihren Regionen hat!“ 
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Die SPÖ hat das von Schwarz-Blau 
präsentierte Budget in der jüngsten 
Regierungssitzung und dem darauf-
folgenden Landtag entschlossen vom 
Tisch gewischt. „Das erste Budget der 
schwarz-blauen Koalition ist ein bür-
gerfeindliches Budget der Leistungs-
kürzungen und wir lehnen es rundhe-
raus ab“, lässt SPÖ-Kontroll-Landesrat 

Sven Hergovich kein gutes Haar an 
den Finanzplänen der schwarz-blau-
en Koalition in NÖ. 

Auf Nachfrage führt Sven Hergo-
vich, Landesparteivorsitzender der 
SPÖ NÖ, weiter aus: „Familien, Woh-
nen und Gesundheit – das sind die 
Bereiche in denen Schwarz-Blau kürzt. 
Die Koalition hat den geförderten 
Wohnbau eingestellt. Die Häuslbauer 
können sich die Zinsen nicht mehr 
leisten. Schwarz-Blau lernt daraus: Es 
wird weiter gekürzt!“ Und weiter: „Am 
Wochenende gibt es in Niederöster-
reich keine gute Schlaganfallbetreu-
ung mehr, jede Woche lesen wir von 
Skandalen im Gesundheitssystem und 
Schwarz-Blau kürzt. Auch in die Fami-
lien wird weniger investiert – mitten in 
der Teuerungskrise. Dafür gönnt man 

sich mehr Eigen-PR.“
Nirgendwo anders bekommen die 

Leute so wenig für ihr Steuergeld wie 
in Niederösterreich. Das von der Lan-
desregierung beschlossene Budget 
verschlimmere diese Bilanz nun, zählt 
Hergovich auf: „Rekordteuerung, ex-
plodierende Wohn- und Heizkosten, 
Gesundheitsnotstand – wo die größ-
ten Probleme sind, sinken die Ausga-
ben sogar teilweise. Trotz Teuerung 
und mangelndem Kinderbetreuungs-
angebot knöpft das Land Niederös-
terreich den Familien noch immer für 
die Kinderbetreuung Geld ab.“

Gleichzeitig steigen die Mittel für 
Eigen-PR und Repräsentation – jene 
der Landesregierung um plus 20 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahresbud-
get. Und dafür verschuldet sich die 
schwarz-blaue Regierung auch noch 
ordentlich, nämlich um mehr als 300 
Millionen Euro.

HERGOVICH SCHIESST SCHARF GEGEN 
SCHWARZ-BLAUES KÜRZUNGSBUDGET
ÖVP und FPÖ sparen mitten in der Teuerungskrise bei Bürgerinnen 
und Bürgern kräftig ein und gönnen sich dafür unter anderem ein 
höheres Werbe-Budget – das geht der SPÖ Niederösterreich zu weit.
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Zwölfaxing
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Bürgermeisterin und SPÖ-Regional- 
managerin Mag.a Astrid Reiser (51) auf 
einem von zwei Gemeinde-Spielplätzen.  

VON EINER ABGANGSGEMEINDE 
IN DIE SCHWARZEN ZAHLEN
Nach der Gemeinderatswahl 2015 hat die SPÖ in Zwölfaxing 
die ÖVP von der Regierungsbank in die Opposition befördert. 
Die damals neue SPÖ-Frontfrau Astrid Reiser, eine „zuag‘raste“ 
Steirerin, wurde neue Bürgermeisterin und schaffte gleich mal 
Großes: Innerhalb eines Jahres sanierte die gelernte Betriebs-
wirtin die Finanzen und holte die Gemeinde aus den roten 
Zahlen. Heute kämpft die kleine Gemeinde im Wiener Speck-
gürtel um die Erhaltung ihres dörflichen Charakters und gegen 
Verkehrslawinen.
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Gemeinde-Baugründe gibt es erst dann wieder, wenn 
das Land einer erfolgten Umwidmung zustimmt 

Diese Investitionen waren auch deswegen notwen-
dig, weil die Bevölkerung über Jahrzehnte stetig ge-
wachsen ist. 1961 zählte man noch 845 EinwohnerInnen, 
heute sind es knapp eintausend mehr. Die Wohnraum-
situation ist leicht angespannt. „Die Gemeinde selbst 
hat keine eigenen Baugründe. Wohnungsbau war des-
halb lange Zeit kein Thema“, so Reiser, aber: „Jetzt, wo 
Ende dieses Jahres unser großes Hoch-
wassersschutzprojekt abgeschlossen 
werden kann, tut sich hier etwas. Dann 
besteht die Möglichkeit, eine gemein-
deeigene Baufläche, die jetzt in der gel-
ben Zone ist, umzuwidmen in Bau-
land/Wohngebiet. Dann 
wollen wir hier in 
Zusammenarbeit 
mit einer Genos-
senschaft wieder 
Wohnungen bau-
en. Der Zeitplan 
hängt jetzt aber 
natürlich davon 
ab, wann das Land 
der Umwidmung 
zustimmt.“

Ein Großteil des über viele Jahre 

doch starken Zuzugs geschah über Neubau- oder Re-
vitalisierung von Einfamilienhäusern. So kam auch Rei-
ser nach Zwölfaxing. „Wir haben das Elternhaus eines 
Schwechater Arztes gekauft und instandgesetzt.“ Die 
Bürgermeisterin weiter: „Aktuell brauchen wir leistbare 
Startwohnungen für Junge. Denn mittlerweile sind so-
gar schon unsere vier Gemeindewohnungen recht teuer 
geworden. Und die sind nicht mehr sehr schön.“

Und: Bei einem bereits länger bestehenden Bau der 

Burgenländischen Siedlungsgenossenschaft verfügt die 
Gemeinde über das Vergaberecht. „Wir haben einen 
Wohnungswerberausschuss, wo sich Bürgerinnen und 
Bürger, auch Auswärtige, um Wohnungen bewerben 
können. Da gibt es ein Bewertungssystem mit Punkten, 
wonach dann die freien Wohnungen vergeben werden. 
Der durchschnittliche Umschlag liegt da bei zwei bis 
fünf Wohnungen pro Jahr.“ 2020 war eine einstweilige 
Bausperre verhängt worden.

Den meisten Österreichern, zumindest denen mit 
Bundesheerbezug, ist Zwölfaxing als Standort 
einer großen Kaserne bekannt, wo das Panzer-
bataillon 33, die Nachschub- und Transport-

kompanie des Panzerstabsbataillon 3, sowie die Pan-
zertruppenschule untergebracht waren. Aber das ist 
mittlerweile Geschichte. Mit der Umstrukturierung des 
Bundesheeres wurde das Panzerbataillon aufgelöst und 
in ein verstärktes Jägerbataillon umfunktioniert. Eben-
so ist der Kampfverband „Schnelle Einsätze“ in der Ka-
serne stationiert. Am guten Zusammenwirken zwischen 
Gemeinde und Bundesheer hat das nichts geändert

„Unsere Zusammenarbeit ist schon über viele Jahre 
hinweg eine ausgezeichnete“, berichtet Bürgermeiste-
rin Astrid Reiser, „Aktuell sowohl mit dem Garnisons-
kommandaten Oberst Hrbek als auch mit Bataillons-
kommandant Oberst Hütter. Beide sind sehr engagiert, 
wenn es darum geht, gemeinsame Projekte mit der 
Gemeinde umzusetzen. Wir bekommen immer Unter-
stützung, wenn wir sie anfordern. Zum Beispiel auch 
bei Flurreinigungsaktionen. Und wir haben gemeinsa-
me Neujahrsempfänge, die in der Kaserne abgehalten 
werden.“

Die Reiser-SPÖ regiert in Zwölfaxing in Koalition mit 
einer Bürgerliste. Was Reiser besonders stolz macht: 
„Bei uns fallen fast alle Beschlüsse einstimmig aus.“

Und wie sieht die Frau Bürgermeister ihre Gemein-
de? Reiser: „Zwölfaxing ist eine typische Wohnstandort-
gemeinde im Speckgürtel von Wien. Wir sind kleinstruk-
turiert, haben noch einen eher dörflichen Charakter und 
wir haben in letzter Zeit viel Geld in die Hand genom-
men und in familientaugliche Infrastruktur investiert.“ 

Zwölfaxing

Bild ganz oben: Flugverkehr gehört in Zwölfaxing zum All-
tag – der Airport Schwechat befindet in unmittelbarer Nach-
barschaft. Bild oben: das Gemeindeamt.

Bild ganz oben: Neubau mit Volksschule, Musikschule und 
Veranstaltungssaal. Bild oben: der neue Kindergarten. Bild 
rechts: Die Bürgermeisterin beim neuen Hochwasserschutz 
samt Radweg (hier nicht sichtbar) und Naherholungsgebiet.
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„Was wir aktuell bräuch-
ten, sind leistbare Start-
wohnungen für Junge.“
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Die gilt heute nicht mehr, dafür gibt 
es ein örtliches Entwicklungskonzept 
samt Verkehrskonzept - alles ausgetüf-
telt mit der TU Wien und einer umfassen-
den Bürgerbeteiligung. Ziele sind u.a. die 
Erhaltung des dörflichen Charakters und 
die Kinder der Einheimischen sollen be-
vorzugt bauen können.

Stichwort Verkehr: Die S7-Schnellbahn (Wien Mitte) ist 
nah, ebenso der Autobahnanschluss S1. Die Landesstra-
ßen 2003 und 2072 durchqueren den Ort, inklusive massi-
vem Durchzugsverkehr. Täglich 13.000 Pkw und 1.000 Lkw 
sind eine schwere Bürde. Ein neues Verkehrskonzept, er-
arbeitet mit der TU Wien und intensiver Bürgerbeteiligung 
soll hier künftig Erleichterung schaffen.

Übrigens: Fix und fertige Pläne für eine Umfahrung 
gibt es längst. Doch die liegen seit sage und schreibe 25 

Jahren beim Land Niederösterreich auf 
Eis…

Finanziell steht die kleine Kommune 
nicht schlecht da. Also jetzt. Bis 2015 war 
Zwölfaxing eine Abgangsgemeinde. Die 

neue SPÖ-Bürgermeisterin hat dann die 
Finanzen der Gemeinde rasch saniert. Heute schauen 

die nackten Zahlen so aus: Haushaltspotenzial RA 2022: rd. 
310.000 Euro, freie Finanzspitze: 6,88 Prozent, Einnahmen 
aus der Kommunalsteuer: rd. 372.000 Euro. Und Zwölf-
axing profitiert als Gemeinde in der Region rund um den 
Airport Schwechat von Umweltfonds des Flughafens.

Apropos Nachbargemeinden: Kooperationen mit an-
deren Kommunen laufen bei der Musikschule (im Ver-
band mit Ebergassing, Maria Lanzendorf, Lanzendorf), 
bei der Abwasserentsorgung, bei der Müllentsorgung, 
beim Standesamt (Schwechat), bei der Sonderschule und 

dem Polytechnikum. Weiters 
ist Zwölfaxing ist Mitglied in 
der Klimaregion KLAR! (mit 
Lanzendorf und Maria Lanzen-
dorf). Und wie funktioniert 
die Zusammenarbeit mit dem 
Land Niederösterreich? Reiser: 
„Mit den Fachabteilungen sehr 
gut, bei den politischen Stel-
len bekommen ich es schon 
zu spüren, dass ich eine rote 
Bürgermeisterin bin. Bei den 
Ertragsanteilen nicht so, aber 
bei den Bedarfszuweisungen 
schon sehr.“ Was sind die aktu-
ellen Projekte in und für Zwölf-
axing, Frau Bürgermeister? 

Ein Generationenwohnhaus 
für Junge und Senioren 

Reiser: „Unser Hochwasser-
schutz – samt voll ausgebau-
tem Radweg am Flussufer als 
Naherholungszone –, der 2012 
begonnen wurde, ist nun end-
lich fertig geworden. Geplant 
war er mit Kosten von 8,2 Milli-
onen Euro – satte 20 Millionen 
sind es dann schlussendlich 
geworden … Bei dieser uner-
warteten Finanzlawine konnte 
die Gemeinde das Land dann 
doch noch enger in die Pflicht 
nehmen. Sonst hätten wir das 
nicht gestemmt.

Ebenfalls in jüngster Ver-
gangenheit fertig wurden ein 
Kindergartenneubau um drei 
Millionen Euro und der Neu-
bau von Volks-und Musikschu-
le samt Veranstaltungssaal um 

insgesamt fünf Millionen Euro. Für die nächste Periode 
planen wir ein Generationenwohnhaus für Junge und Se-
nioren. Schau ma mal, ob und wie sich das machen lässt.“

Und wie schafft Reiser das Bürgermeistern und ihren 
Brotjob als SPÖ-Regionalmanagerin? Reiser: „Es wäre 
schon schön, wenn das Bürgermeisteramt nicht nur vor-
wiegend von Männern und Frauen ausgeübt werden 
kann, die mit einem Brotjob schon sozial abgesichert sind. 
Und dass mit dem entsprechenden Einkommen auch ein 
Auskommen einhergeht. Weil man sich dann dieser tollen 
und sehr verantwortungsvollen Aufgabe wirklich ganz 
widmen kann. In kleineren Gemeinden machen das die 
meisten BürgermeisterInnen ja noch immer nebenbei und 
da bleibt dann oft irgendetwas auf der Strecke. Der Tag hat 
ja nur 24 Stunden. Ich selbst habe auch zwei Kinder, mit 13 
und 16 Jahren, und da höre ich dann schon mal den Satz 
Du Mama, wann bist denn endlich wieder mal zuhaus’?“

Der Anblick von Soldaten ist in Zwölfaxing nichts Besonde-
res, das Verhältnis von Heer und Gemeinde erstklassig.

 
Zwölfaxing aus der Vogelschau: Das 

Viertel rechts unten wird von der Bun-
desheerkaserne dominiert.

ortsportrait.

Zwölfaxing

Die fertigen Pläne für die 
dringend notwendige 

Umfahrung liegen seit 25 
Jahren beim Land auf Eis.
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FACT-SHEET
Zwölfaxing 

Gemeinde im Bezirk Bruck an der Leitha, Industrieviertel.
EinwohnerInnen: 1.766 (plus rd. 250 Zweitwohnsitz-

erInnen); Fläche: 6,76 km2 (rund 70% davon werden land-
wirtschaftlich genutzt): Seehöhe: 168 m; Gemeinderat  
(19 Mandate): 8 SPÖ, 6 ÖVP, 4 ZIB (Bürgerliste), 1 FPÖ.

Auszeichnung: WIFI4EU für öffentliches WLAN
Besonderheiten: große Bundesheerkaserne. Neuer Kin-

dergarten mit derzeit drei Gruppen. Neue Volksschule mit 
Musikschule und Hort für Nachmittagsbetreuung, im VS-Neu-
bau ist im 1. Stock ein neuer Veranstaltungssaal für 100 Besu-
cherInnen entstanden, dort werden jetzt auch die Sitzungen 
des Gemeinderats abgehalten. Fußball ist ein großes Thema: 
Der SV Keglovits Zwölfaxing verfügt über ein kleines Stadion 
mit Flutlichtanlage – und hat zuletzt den Aufstieg von der 2. 
Klasse Ost-Mitte in die 1. Klasse Ost geschafft. Zwei Kinder-
spielplätze, eine Sportschützenhalle, ein Dartverein – der auf 
Bundesliganiveau spielt. Photovoltaikanlagen auf allen Neu-
bauten der Gemeinde.

Die Pfarrkirche Zwölfaxing ist eine moderne römisch-ka-
tholische Dorfpfarrkirche zur Allerheiligsten Dreifaltigkeit. Sie 
wurde von 1966 bis 1967 nach den Plänen des rennomierten 
Architekten Clemens Holzmeister erbaut; historische Pestsäu-
le Dreifaltigkeit bei der Kirche.

Geschichte: Zwölfaxing gehört zu den ältesten Dörfern 
der Region, hier wurden sogar Awarengräber entdeckt, wel-
che zu den bedeutendsten Funden Österreichs zählen. – In 
den beiden Weltkriegen war das Dorf oftmals Bombenan-
griffen ausgesetzt. Zwölfaxing gehörte von 1938 bis 1954 zu 
Groß-Wien. Heute gibt es den nach 1938 von der Wehrmacht 
errichteten Fliegerhorst noch immer, er wurde zur Burstyn-
Kaserne umgebaut. Von 1954 bis zu dessen Auflösung am  
1. 1. 2017 war Zwölfaxing Teil des Bezirks Wien-Umgebung.
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lDie Geschichte der KI reicht 
schon mehr als sechs Jahrzehn-
te zurück. In den 1950er Jahren 
begannen Forscher, Computer 

dazu zu nutzen, menschenähnliche 
Denkprozesse zu simulieren.

Die Verwendung von KI im Alltag 
begann durch OpenAI, besser be-
kannt als ChatGPT, zu boomen. Die 
Software-Version GPT-3 wurde im 
November 2022 für die Öffentlichkeit 
kostenfrei zugänglich gemacht. Bin-
nen fünf Tagen meldeten sich welt-
weit eine Million NutzerInnen an. Im 
Jänner 2023 erreichte ChatGPT über 
100 Millionen NutzerInnen. 

Während große Unternehmen 
viele Aufgaben schon von KI über-
nehmen lassen, steht der Einsatz von 
KI in der kommunalen Verwaltung 
am Anfang und bietet enormes Ent-
wicklungspotential. KI wird zwar oft 
in einer Konkurrenz zu natürlicher 
Intelligenz gesehen, jedoch haben 
Menschen immer schon Hilfestellun-
gen und Werkzeuge erfunden, um 
Fehler zu verhindern oder die Pro-
duktivität zu steigern. Gerade KI stellt 
den nächsten konsequenten Schritt 
des E-Government dar, um die Effek-
te der Digitalisierung zu potenzieren. 
Die Effizienz und die Effektivität des 
Handelns zu erhöhen, steht dabei im 
Mittelpunkt. Felder, in denen die KI 
die kommunalen Verwaltungen ent-
lasten kann, sind u.a. automatisierte 
BürgerInnenbetreuung, Dokumen-
tenverwaltung, Verkehrsmanage-
ment, Energie- und Ressourcen-
management, Vorhersageanalysen, 
Finanzmanagement, Gesundheits-
überwachung, Umweltüberwachung, 
BürgerInnenbeteiligung oder die Au-

tomatisierung routinemäßiger Auf-
gaben.

Chatbot am Beispiel „Lou“ in 
Sankt Pölten

Was Unternehmen schon lange 
praktizieren, hat nun auch in den Ge-
meindeämtern Einzug gefunden. Die 
Transformation der Kommunalver-
waltung hin zu einer bürgerfreund-
lichen Verwaltung ist ein entschei-
dender Schritt, um die Bedürfnisse 
und Erwartungen der BürgerInnen in 
einer modernen Gesellschaft zu er-
füllen. Die Zeiten, wo Fragen an die 

Verwaltung nur persönlich im Rat-
haus oder telefonisch gestellt werden 
konnten, sind längst vorbei. Die di-
gitale Kontaktaufnahme wird immer 
öfter in Anspruch genommen und 
erspart den BürgerInnen häufig den 
Weg ins Rathaus. Das BürgerInnenser-
vice der Stadt St. Pölten hat die digita-
le Rathaus-Assistenz „Lou“ entwickelt. 
Der auf künstlicher Intelligenz basie-
rende Chatbot gibt auf der Website 
der Stadt www.st-poelten.at rund um 
die Uhr, sieben Tage die Woche und 
ortsunabhängig Antworten auf die 
gängigsten Fragen der Bevölkerung. 
Ziel des Projektes war es, eine zent-
rale Wissensdatenbank zu schaffen, 
die eine schnelle und abteilungsüber-
greifende Möglichkeit bietet, Fragen 
die im weitesten Sinn in die Zustän-
digkeit einer Stadtverwaltung fallen, 
zu beantworten. Durch die zentrale 
Ablage von Informationen in einem 
Content Management System ent-
steht ein Wissenspool, der an keine 
Personen oder Öffnungszeiten ge-
bunden ist. 

Intelligente Straßenzustandser-
fassung in der Stadt Soest (D)

Ein Pilotprojekt zur intelligen-
ten Straßenzustandserfassung hat 
die 50.000 Einwohner Stadt Soest in 
Nordrhein-Westfahlen bis August 
2022 mit der Firma Vialytics (https://
www.vialytics.com/) durchgeführt. 
Die Erfassung aller Straßenschäden 
ist mit enormen Kosten verbunden. 
Die Stadt Soest hat kommunale 
Fahrzeuge (wie die Müllabfuhr, Kehr-
maschinen) mit einem Smartphone 
ausgestattet, das bei der regulären 
Befahrung über die integrierte Kame-

DIE ZUKUNFT IST JETZT: WIE KI DIE KOM-
MUNALE VERWALTUNG REVOLUTIONIERT
In der zunehmend digitalisierten Welt spielen Künstliche Intelligenz (KI) und Automatisierung eine 
immer größere Rolle – auch in der Gemeindeverwaltung. Intelligenten Chatbots, die Bürgeranfragen 
bearbeiten, Predictive Analytics, die bei der Haushaltsplanung unterstützen, und intelligente Straßen-
zustandserfassung sind Beispiele, wie KI ihren Teil dazu beitragen kann, Verwaltungsprozesse zu opti-
mieren und Ressourcen sinnvoll einzusetzen. Dieser Artikel gibt anhand von zwei Beispielen Einblicke, 
welche KI-Technologien in der Verwaltung schon zum Einsatz kommt.
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ra Schäden präzise erfasst. Straßen-, 
Rad- und Gehwegschäden werden 
von einer KI markiert, analysiert und 
einzelnen Schadenskategorien zu-
geordnet. Die Ergebnisse wurde ins 
Geoinformationssystem eingespielt 
und die Straßenabschnitte mit einer 
Schulnote bewertet. Somit konnten 
dringende Ausbesserungen schnel-
ler und effizienter geplant werden, 
gemeldete Mängel im ersten Schritt 
mit annähernd gleicher Qualität wie 
vor Ort aus dem Büro begutachtet 
werden und auch die Veränderun-
gen der Straßen über die Zeit weg 
dokumentiert werden. Dieses Sys-
tem kommt mittlerweile in Städten 
wie Prag (1.340 000 EinwohnerInnen) 
aber auch Metuchen (15.000 Einwoh-
nerInnen) zur Anwendung. 

Aber Achtung:
Ein Werkzeug ist nur so gut, wie 

die Person, die es benutzt. Auch 
wenn KI in vielen Fällen gute Ergeb-

nisse liefert, können diese nicht un-
gefiltert verwendet werden. Ein paar 
Dinge sind unbedingt zu beachten: 

Datenschutz
Der Schutz von personenbezoge-

nen Daten ist in der kommunalen Ver-
waltung von besonderer Bedeutung. 
Daher müssen KI-Systeme so konfigu-
riert und verwendet werden, dass sie 
die Datenschutzgesetze einhalten.

Fehlerhafte Daten
KI-Systeme basieren auf Daten. 

Sind diese Daten fehlerhaft oder un-
vollständig, können KI-Systeme fal-
sche Vorhersagen treffen.

Haftung: Bei Fehlentscheidungen 
oder Schäden, die durch KI-Systeme 
verursacht werden, kann die Frage 
der Haftung komplex sein. Es muss 
geklärt werden, wer für solche Fehler 
verantwortlich ist.

Ethische Grundlagen:

Wenn die Daten, mit denen KI-
Modelle trainiert werden, voreinge-
nommen sind, können die Modelle 
diskriminierende Entscheidungen 
treffen. Dies kann zu rechtlichen und 
ethischen Bedenken führen, insbe-
sondere in Bezug auf Gleichbehand-
lung und Nichtdiskriminierung. 

Ausblick:
Der Einsatz von KI in der kommu-

nalen Verwaltung bietet zahlreiche 
Vorteile und Chancen. Trotz einiger 
Dinge, die es zu beachten gibt, ist es 
für die Zukunft wichtig, die Vorteile 
von KI zu nutzen. Der Einsatz von KI 
in der kommunalen Verwaltung wird 
in den kommenden Jahren weiter zu-
nehmen. Durch die Automatisierung 
von Aufgaben, die Verbesserung von 
BürgerInnenservices und die Analyse 
großer Datenmengen können Ver-
waltungen fundiertere Entscheidun-
gen treffen und Ressourcen effektiver 
nutzen. 
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DER AUTOR Gregor Unfried ist Be-
zirksgeschäftsführer der SPÖ im Bezirk 
St. Pölten und Jugendgemeinderat der 
Landeshauptstadt. Im Zuge des Hypes 
um ChatGPT hat er begonnen, sich mit 
der Verwendung von KI im politischen 
Kontext, aber auch in der kommuna-
len Verwaltung zu beschäftigen. 

So stellt sich 
DallE, die 
bildgenerie-
rende KI von 
OpenAI, eine 
Gemeinderats-
sitzung in der 
Zukunft vor.
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Das Buch „Schöne neue Medien-
welt“ beschreibt die Wandlung, die 
das moderne Mediensystem seit Be-
ginn des digitalen Zeitalters durch-
macht. Der Bogen spannt sich dabei 
von der Einführung des PCs über die 
Verbreitung des Internets und des 
Smartphones bis zu den zahlreichen 
Anwendungen, die in den 2000er-
Jahren möglich werden.

Autor Pensold führt den Diskurs 

weit ins Feld der Möglichkeiten und 
Probleme, die sich daraus ergeben. 
Er erzählt vom Menschen, der sich 
als „Prothesengott“ endgültig über 
die Beschränkungen von Raum und 
Zeit hinwegsetzt und sich allerlei An-
nehmlichkeiten in der Sekunde ver-
fügbar macht, der seinen Alltag im 
Sinne der „Sharing“-Philosophie mit 
dem Internet teilt und sich die Welt 
dadurch untertan zu machen hofft.

Es ist auch eine Geschichte un-
erwünschter Geister, die sich, einmal 
gerufen, nicht mehr vertreiben lassen; 
die Geschichte einer durch Verschwö-
rungslegenden bedrohten Wahrheit, 
einer durch Hass, Hetze und Extre-
mismus bedrohten Demokratie und 
eines Kontrollverlusts, der sich in der 

Machtübernahme Künstlicher Intelli-
genz anzukündigen scheint.

Der Autor Mag. Dr. Wolfgang Pen-
sold (56) ist Medienhistoriker. Studium 
der Publizistik- und Kommunikations-
wissenschaft an der Universität Wien, 
Kustos im Technischen Museum Wien 
für historische Massenmedien und 
Kurator der permanenten Ausstellung 
medien.welten. Forschungs- und Pu-
blikationstätigkeit zur Geschichte des 
modernen Mediensystems im öster-
reichischen Raum.

***
Das Buch erschien 2023 im Böhlau 

Verlag Wien. ISBN 978-3-205-21800-5. 
222 Seiten, mit 29 farb. Abb., gebunden, 
Preis: 35 Euro.

AUF DIE SCHÖNE NEUE WELT 
FOLGTE DIE ERNÜCHTERUNG
Unter einer schönen neuen Medienwelt hat eine technikaffine Mensch-
heit im ausgehenden 20. Jahrhundert die Vision einer digitalisierten 
Gesellschaft verstanden, die dem Einzelnen vielfältige Möglichkeiten 
erschließen würde. Jahrzehnte später blickt man ernüchtert auf die Ent-
wicklungen zurück, die nicht nur Fortschritt gebracht haben. 

Und daher widmet sich INDES 
Ausgabe 1/2023 dem Schwerpunkt 
„Sprache und Politik“. Wie hat sich 
Sprache verändert und welche Behar-
rungskräfte wirken? Die Beiträge er-
kunden die Orte politischer Debatten 
und ergründen, welche politischen 
Schlagworte wann und warum en 
vogue sind. 

INDES geht den Zusammenhän-
gen zwischen sprachlichen Äußerun-
gen und politischem Handeln auf die 
Spur. Auch historische Missverständ-
nisse und Gerüchte interessieren 
– endet das obige Zitat von Bundes-
kanzler Adenauer doch korrekt so: 

„[N]ichts hindert mich, weiser zu wer-
den“.

Herausgeber Frank Decker ist Pro-
fessor für Politische Wissenschaft an 
der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-
Universität Bonn und Wissenschaft-
licher Leiter der Bonner Akademie 
für Forschung und Lehre praktischer 
Politik (BAPP).

***
„Sprache und Politik“ von Frank 

Decker erschien 2023 im Verlag Van-
denhoeck & Ruprecht. 48 Seiten, mit 
zahlr. Abb., kartoniert. ISBN: 978-3-525-
80037-9. 

VOM „GESCHWÄTZ VON GESTERN“...
„Was kümmert mich mein Geschwätz von gestern?“, so wird es dem 
ersten Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland in den Mund 
gelegt – „eine Menge“, sollte die Antwort darauf lauten.

buchtipps.

Die JG NÖ steht mit zwei Kandi-
datinnen auf der EU-Wahl-Liste: 
Patricia Katsulis aus Korneuburg, 
wo sie auch Bezirksfrauenvorsit-

zende ist, und Daniela Haunold aus Bö-
heimkirchen, JG NÖ-Frauensprecherin.

Die EU beeinflusst viele Bereiche, 
von Arbeitsrechten über Wirtschaft bis 
Umwelt. Auch für Gemeinden wird viel 
auf EU-Ebene geregelt. Besonders jun-
ge Menschen interessieren sich immer 
mehr für Themen wie Mobilität und 
Klimawandel. Deswegen macht sich 
die Junge Generation für nachhaltige 
und leistbare Verkehrsmittel in der EU-
Ebene stark.

Ein anderer Bereich, in dem sich 
die JG NÖ aktiv einsetzt, ist der Um-
gang mit unserer Umwelt: Hier fordert 
sie eine Reduktion der Förderungen 

von umweltschädlichen Maßnahmen 
und sie setzt sich gegen Bodenver-
siegelung ein. Ein Beispiel dafür: Die 
Kandidatin Daniela Haunold startete 
gemeinsam mit anderen PraktikantIn-
nen aus dem EU-Parlament eine Ini-
tiative zur Unterstützung des Nature  
Restoration Law. Dieses Gesetz unter-
stützt die Renaturierung von Feucht-
gebieten oder Wäldern, trägt damit 
zum Erhalt von Tier- und Pflanzenar-
ten bei und kann die Lebensqualität in 
unseren Gemeinden verbessern und 
wurde auch dank diesem Einsatz ange-
nommen. In Böheimkirchen, Haunolds 
Heimatgemeinde, wurden z.B. schon 
vor längerer Zeit Renaturierungsmaß-
nahmen am regionalen Fluss, dem 
Michelbach, durchgeführt. Seitdem 
wird der Fluss von der Bevölkerung 

verstärkt zur Abkühlung genutzt und 
bringt auch einer Mehrzahl an Fischen 
und anderen Lebewesen Lebensraum. 

Diese Beispiele zeigen, wie die EU 
und engagierte junge Menschen das 
Leben in unseren Gemeinden beein-
flussen können. Daher ist es besonders 
wichtig, dass sich die Junge Generation 
aktiv an der EU-Wahl beteiligt – für eine 
bessere, lebenswerte Zukunft in Euro-
pa und in unseren Gemeinden.

DIE EU & DIE JUGEND IN DEN GEMEINDEN
Die EU-Wahl naht und die Junge Generation der SPÖ Niederöster-
reich (JG NÖ) hat die Weichen gestellt. Hier werden die Kandidatinnen 
vorgestellt und es wird aufgezeigt, warum die EU-Wahl insbesondere 
auch für junge Menschen in unseren Gemeinden wichtig ist.

KI magazin | 02-2023jugend.

©
 J

G
 N

Ö

NÖ Spitzenkandidat MEP Günther Sidl, Kandidatin Patricia Katsulis, Landesparteivorsitzender LR Sven Hergovich,  
Kandidatin Daniela Haunold, JG NÖ Vorsitzender Valentin Mähner.
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Worum es in Gudruns Stücken 
geht, wird nicht verraten. Nur so viel: 
Es ist mit Sicherheit lustig. Das lässt 
sich schon aus Titeln wie „Casanovas 
bester Schuss“, „Geschüttelt, nicht 
gerührt“ oder „Alphaweib sucht Teil-
zeitprinz“ leicht ableiten. Wann ist sie 
eigentlich selbst mit einem Stück zu-
frieden? „Wenn ich schon beim Schrei-
ben so lachen kann, dass ich eine Pau-
se machen muss.“

Geschrieben wird natürlich in 
Hochdeutsch, gespielt aber immer 
im Dialekt- je nach Aufführungsort. 
So auch in Raggal in Vorarlberg, wie 
sich Gudrun erinnert. „Ich hätt’ dort 
überhaupt nichts verstanden, wenn 
ich mein Stück nicht gekannt hätte.“ 
Gudrun verlangt im Unterschied zu 
manch anderem Autor keine Auffüh-
rungsgebühren. „Meine Stücke sind 
meine Kinder, ich brauch’ kein Geld 
dafür. Ich freue mich, wenn ich meine 
Figuren lebendig auf der Bühne sehe.“ 

Die Mama der Fraktion 
Gespielt werden Gudrun Fried-

richs Stücke quer durch Österreich. 
Fixpunkt ist in der eigenen Gemeinde, 
wo die Theatergruppe „Pyhranas“ ak-
tiv ist. Da ist Gudrun schon selbst auf 
der Bühne gestanden und auch als 
Souffleuse aktiv gewesen.

Aktiv in der Gemeindepolitik ist 
sie seit der jüngsten Gemeinderats-
wahl 2020. Da hatte die SPÖ ernst-
hafte Personalprobleme und Gudrun 
musste nicht lang überredet werden, 
zu kandidieren. „Der Vater hätte sich 
im Grabe umgedreht, wenn sich die 
SPÖ bei uns aufgelöst hätte.“ Heute 
besetzt sie eines von vier Mandaten 
im Gemeinderat und hat den Vor-
sitz im Prüfungsausschuss. Sie ist die 
„Mama“ der Fraktion, die drei Kol-
legen „könnten meine Kinder sein“. 
Ihr hoher Bekanntheitsgrad in Pyhra 
ist leicht erklärt: „Wenn wo Hilfe ge-
braucht wird, bin ich dabei.“ Vom 

Aushelfen in der Sportplatz-Kantine 
bis zur Feuerwehr.

„Zuerst reden, dann machen“
Das Verhältnis zum Bürgermeister 

beschreibt sie als gut. Auch deshalb, 
weil für sie die sachbezogene Arbeit 
im Vordergrund steht – da gibt es vie-
le Projekte, wo die SPÖ mit im Boot 
war. „Zuerst reden, dann machen“, 
lautet ihre Devise. Fundamental-Op-
position machen andere Parteien. 
In der Kommunalpolitik generell 
wünscht sie sich mehr Frauen, weil 
die „anders aufeinander zugehen“. 
Und von einem ist sie auch über-
zeugt: Eine Reform der SPÖ geht nur 
von unten nach oben.

Gudrun liebt die Farben. „Ich male 
alles an – Möbel, Kleidung, bei mir 
wird nichts weggeworfen. Das habe 
ich schon gemacht, bevor der Begriff 
‚Upcycling‘ in Mode kam.“

Großen Rückhalt findet sie in 
der Familie – bei ihrem Mann, den 
beiden Söhnen und deren Familien. 
Gemeinsam verbringen sie viel Zeit 
bei Musikveranstaltungen und auf 
Rock-Konzerten. „Mein Mann und 
ich können mittlerweile auch die 
Texte der ‚Toten Hosen‘ mitsingen.“ 
Im Moment bereitet Gudrun gerade 
ein Theaterstück über die Politik vor. 
Wie immer gilt: Die Figuren sind frei 
erfunden, allfällige Parallelen zu real 
existierenden Personen sind rein zu-
fällig. Aber eines ist jetzt schon klar: 
„In meinem Stück wird’s in der Ge-
meinderatssitzung lustiger zugehen 
als in Wirklichkeit.“

„MEINE STÜCKE SIND
MEINE KINDER“

Gibt’s eine weibliche Form für „Tausendsassa“? Gudrun Friedrich ist 
eine solche. Sie schreibt Stücke fürs Theater, ist eine „Upcyclerin“ der 
ersten Stunde und engagiert sich im Gemeinderat ihrer Heimatge-
meinde Pyhra im Bezirk St. Pölten. 

menschen im 
gemeinderat.
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Die Vielfalt und Komplexität 
an Finanzprodukten sowie 
rechtliche und regulatorische 
Richtlinien stellen eine He-

rausforderung dar, entsprechende 
digitale Produkte zu entwickeln und 
am Markt zu etablieren. Dabei sind 
die individuellen Bedürfnisse der Ge-
meinden insbesondere eine weiter-
hin geforderte persönliche Beratung 
zu berücksichtigen.

DIGI Finance – Personalisierte 
Digitalisierung

Hinsichtlich Benutzerfreundlich-
keit besteht die Herausforderung, di-
gitale Beratungstools für die Kunden 
einfach und verständlich zu gestal-
ten. Nur so lässt sich die Bereitschaft 
zur Anwendung steigern. Durch den 
Einsatz von teilweiser digitaler Fi-
nanzberatung ist es also notwendig, 

bestehende Prozesse und Strukturen 
an eine neue, hybride Arbeitsweise 
anzupassen.

Dabei sollte darauf geachtet wer-
den, dass die vorhandenen Qualitäts-
standards nicht darunter leiden. Eine 
hochwertige sowie regulatorisch kor-
rekte Beratung sollte sichergestellt 
werden. Gleichzeitig müssen jene 
Kompetenzen, welche für einen effi-
zienten Umgang mit digitalen Tools 

FRC KOMMUNALE KREDITPLATTFORM: 
DIE DIGITALISIERUNG DER  
KOMMUNALEN DARLEHENSFINANZIERUNG   
PERSONALISIERT, HYBRID UND NACHHALTIG 
Durch die fortschreitende Digitalisierung in der heutigen Gesellschaft verändern sich zunehmend  
auch die Anforderungen an die Finanzberatung bei Gemeinden. Die betroffenen Stakeholder wie  
Bürgermeister, Finanz- und Amtsleiter verlangen zunehmend nach digitalen und ortsunabhängigen 
Lösungen. Dies betrifft sowohl Neukreditaufnahmen als auch bestehende Darlehensfinanzierungen.
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erforderlich sind, sowohl auf der 
Kunden- als auch auf der Beratersei-
te vorhanden sein. 

Um hybride Plattformen nach-
haltig erfolgreich zu implementie-
ren, bedarf es einer Reihe von Maß-
nahmen. Zuerst ist es wichtig, dass 
Leistungen und Lösungsansätze, die 
bisher auf traditionellem Weg er-
bracht wurden und zu einem nach-
haltigen Mehrwert geführt haben, 
als solche erkannt werden. Im nächs-
ten Schritt muss ein Weg gefunden 
werden, diese in den hybriden Be-
ratungsprozess zu implementieren 
und somit die ideale Mischung aus 
persönlicher und digitaler Beratung 
anbieten zu können. Eine reine digi-
tale Anwendung ohne Beratung ist 
zu wenig. Personalisierte Digitalisie-
rung ist also gefragt.

Mit der Ausschreibungsplatt-
form „FRC Kommunale Kreditplatt-
form“ haben wir eine digitale, per-
sonalisierte Arbeitsumgebung für 
die effiziente Zusammenarbeit mit 
den Gemeinden geschaffen. Bei 
unserem Online-Modul wurde be-
sonders auf die Einbeziehung von 
bewährten Vorgehensweisen im tra-
ditionellen Ausschreibungsprozess 
für Neufinanzierungen geachtet. Im 
Rahmen unserer „FRC Kommunale 
Kreditplattform“ hat jede Kommune 
die Möglichkeit, Ausschreibungen 
durchzuführen, ohne auf Beratungs-
leistungen verzichten zu müssen. 
Nach dem Befüllen mit den jeweili-
gen Eckdaten kann die Darlehens-
ausschreibung auf Knopfdruck an-
gestoßen, eingesehen und verwaltet 
werden. 

DIGI Green Finance

In der Erweiterung hin zu DIGI 
Green Finance beschäftigen wir 
uns auch mit Nachhaltigkeits- und 
ESG-Aspekten. Sobald klare Krite-
rien dazu nachweislich auch für Ge-
meinden definiert sind, werden wir 
diese zur Anwendung bringen. Die 
gesteigerte Nachhaltigkeit sollte 
sich somit direkt auf die Finanzie-
rungskosten von Gemeinden nieder-
schlagen und zu einer Verbilligung 
von kommunalen Projekten führen. 
Bei Investitionen im sozialen Bereich 
haben wir die ersten Beweise dafür.

Mag. Heinz Hofstaetter (links)
3100 St. Pölten, Birkengasse 53

Werner Lehner (rechts)
7000 Eisenstadt, Bergstraße 10

Tel.: +43 5 1722
E-Mail: support@frc.at 

www.frc.at  
oder  

https://onair.frc.at 

FRC – Finance & Risk Consult GmbH
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Die kostenlose Sozialberatung 
in den Gemeinden wird durch 
ehrenamtliche Sozialombuds-
leute durchgeführt. Die Aus- 

und Weiterbildungen dazu laufen 
bereits. Gemeinden, die sich aktiv be-
teiligen, werden 2024 als „Senioren-
freundliche Gemeinde bzw. Initiative“ 
ausgezeichnet.

Ehrenamtliche Sozialombudsleu-
te bieten ab Jänner 2024 eine monat-
liche fixe Sprechstunde an. Weitere 
Sprechstunden bzw. Hausbesuche 
können gegen Voranmeldung mit 
den Sozialombudsleuten in der Ge-
meinde vereinbart werden. Zusätz-
lich zur Sozialberatung findet für alle 
BewohnerInnen der Gemeinde eine 
Infoveranstaltung statt, bei der die 

aktuellen Möglichkeiten der finan-
ziellen Förderung von Bund, Land 
und Gemeinde präsentiert werden. 
Falls es in der Gemeinde noch keine 
Sozialombudsleute gibt, übernimmt 
die Volkshilfe die Ausbildung. Bereits 
ausgebildete Sozialombudsleute er-
halten ein Update.

Alle Gemeinden, die ab Jänner 
und bis mindestens Sommer 2024 
aktiv monatliche Sozialberatungs-
Sprechstunden abhalten sowie eine 
Infoveranstaltung in der Gemeinde 
durchführen, werden im Herbst 2024 
als „Seniorenfreundliche Gemeinde“ 
ausgezeichnet. Erfolgt die Organi-
sation nicht durch die Gemeinde, 
sondern durch Personeninitiativen, 
erfolgt die Auszeichnung als „Senio-

renfreundliche Initiative“. Die festli-
che Abschlussveranstaltung ist für Di, 
24. 9. 2024 in St. Pölten geplant.

SENIORENFREUNDLICHE GEMEINDE 2024: 
START DER INFO-KAMPAGNE
Anlässlich des „Internationalen Tages der älteren Generation“ wurde 
ein Partnerschafts-Übereinkommen zwischen der Volkshilfe NÖ, dem 
NÖ GVV und dem NÖ Pensionistenverband unterzeichnet. Das Ziel: 
kostenlose Sozialberatung in den Gemeinden.

Sozialombudsleute-
Schulungen  

Ansprechperson für
GemeindevertreterInnen:

Leiterin Freiwilligen-Service
der Volkshilfe NÖ
Andrea Kahofer

Tel. 0676 / 8700 26700, E-Mail: 
andrea.kahofer@noe-volkshilfe.at

www.noe-volkshilfe.at

report.
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Gemeinsame 
Informations-
kampagne mit 
Sozialbera-
tungs-Sprech-
stunden 
direkt in der 
Gemeinde 
gestartet (v.l.): 
NÖ GVV-Prä-
sident Bgm. 
Rupert Dwo-
rak, PVNÖ-
Präsident 
Hannes Bauer 
und Volks-
hilfe-Präsident 
Ewald Sacher.

starke gemd
starkes europa

...für ein starkes europa www.sidl.at

facebook.com/sidl.guenther
instagram.com/guenther_sidl

Frohe Weihnachten
und alles Gute für 2024!

Vor allem Gesundheit in 
einem solidarischen Europa.

STARKE GEMEINDEN IN 
EINEM STARKEN EUROPA!

Günther Sidl
Abgeordneter zum Europäischen Parlament

„GOLDENE KELLE“ FÜR OBER-GRAFENDORF (StP-Land). – Das ist Niederösterreichs höchste Auszeichnung für heraus-
ragende Baugestaltung und sensible Einfügung in das Orts- und Landschaftsbild. Um einem aussterbenden Ortskern entgegen-
zuwirken, realisierte die Gemeinde gemeinsam mit der SG Pielachtal eine Wohnhausanlage mit 40 Wohneinheiten, einem 
Gesundheitszentrum, sechs Geschäften und einem Café. Ergänzt wird das innovative neue Zentrum durch neue Fuß- und 
Radwege und einem durch die Verlegung einer Straße entstandenen Hauptplatz, der trotz stark befahrener Bundesstraße zum 
neuen Treffpunkt avancierte. Anstelle von Asphalt sorgen jetzt speicher- und versickerungsfähige Böden und Pflasterplatten im 
Sandbett für klimafitte Oberflächen, sowie eine Kombination aus Grün- und Sitzflächen für Verweilmöglichkeiten. Ein beliebter 
Aufenthaltsort an heißen Sommertagen ist auch die berankte Pergola mit Sprühnebel auf Knopfdruck. Die Platzgestaltung wur-
de so geplant, dass sie multifunktional nutzbar und adaptierbar ist.
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Stefan ist Diplom-Krankenpfleger 
auf einer Intensivstation. „Ich mach 
das jetzt 11 Jahre und gehe jeden 
Tag gern in die Arbeit.“ Weil es ihn 
menschlich fordert, wie er erklärt. Er 
mag es, wenn es „menschelt“. Das 
kann er im Team erleben, mit Patien-
ten, mit Angehörigen. Und das „darf 
man sich von den Schlagzeilen nicht 
nehmen lassen“, spielt er auf die sei-
ner Meinung nach etwas zu dramati-
sche Berichterstattung über Pflege-
berufe an. „Das hat uns viel verhaut.“

„Ich bin kein Streithansel“
Die SPÖ hat 3 Mandate in Gresten-

Land, die ÖVP 16. Das Verhältnis zum 
Bürgermeister beschreibt er als gut. 
„Er verfolgt einen gewissen Pragma-
tismus und ist sehr korrekt“. Stefans 
Credo: „Wir müssen an unserer Leis-
tung gemessen werden, da steck’ ich 
meine Energie rein.“ Den politischen 
Mitbewerber schlecht zu reden, da-
von hält er nichts. „Ich hab’ noch nie 
geschimpft auf die ÖVP in unserer Ge-

meinde.“ Wichtig ist es ihm, miteinan-
der gut auszukommen. „Wenn alle 
einen Schritt aufeinander zugehen, 
ist es viel leichter.“ 

Was man braucht, um in der Kom-
munalpolitik etwas zu bewegen? 
„Menschen, die in ihrer Gemeinde gut 
vernetzt sind. Ein Schlüssel dazu ist es, 
in Vereinen aktiv zu sein.“ Stefan sagt 
von sich selbst, ein „Vereinsmensch“ 
zu sein. Zum Beispiel im Heimatver-
ein in Gresten-Land, der Kultur und 
Tradition pflegt und versucht, sie für 
die Nachwelt zu bewahren. „Die Men-
schen hier sind sehr mit der Landwirt-
schaft verbunden. Ihnen sind andere 
Dinge wichtig als in der Stadt.“

Im Wirtshaus diskutiert man über 
Alltägliches und kritisiert die Bundes-
politik. Lokale Politik ist seltener ein 
Thema. Sehr gefallen hat ihm die Aus-
sage des neuen SPÖ-Chefs Andreas  
Babler: „Warum nicht links überholen?“ 
 

Fotografie mit Leidenschaft
Stefans Elternhaus war sehr welt-

offen und aufgeschlossen. Stefans 
Mutter war Fotografin und er daher 
schon als Kind mit im Studio dabei. 
Das hat seine Leidenschaft für die Fo-
tografie geweckt. Schon als Jugend-
licher hat er fotografiert, später dann 
immer öfter bei Hochzeiten. Gratis 
– bis ihn dann eine Profi-Fotografin 
zur Seite nahm und sagte: „Du kannst 
das. Warum machst du das nicht auch 
beruflich?“ 2016 hat er das Gewerbe 
angemeldet. Am Rande eines Hoch-
zeits-Shootings hat ihn auch seine 
Vorgängerin im Gemeinderat gefragt, 
ob er nicht in der SPÖ mitmachen 
wolle.

„Meine Preise sind sehr über-
schaubar. Mein Ziel ist es nicht, viel 
Geld zu verdienen.“ Sondern? „Mir 
geht es darum, dass wir eine gute Zeit 
miteinander haben. Die Menschen 
sollen mich nicht als Fotografen se-
hen, sondern als Gast. Wenn ich das 
schaffe, dann werden’s gute Fotos.“ 
Wovon man sich überzeugen kann: 
https://www.fotows.org/

Wie bringt man all diese Jobs 
unter einen Hut? „Mit einer sehr to-
leranten Partnerin“. Und die Fotos 
bearbeiten kann er ja, wenn ihn die 
Kinder gerade nicht brauchen. Zwil-
linge, ein Mädchen und ein Bub, 5 
Jahre sind sie jetzt. Was wünscht er 
sich für sie? „Dass sie fröhliche und 
zufriedene Menschen bleiben und 
später einmal sagen: Unsere Eltern 
waren coole Typen.“

Stefan Winter ist einer, der offen auf Menschen zugehen und mit ihnen 
reden kann. Das kommt ihm in jedem seiner Aufgabenbereiche zugute: 
Auf der Intensivstation im Krankenhaus, als Profi-Fotograf für Familien 
und Hochzeiten und als Mandatar in der 1500-Einwohner-Gemeinde 
Gresten-Land im Bezirk Scheibbs.

menschen im 
gemeinderat.

KImagazin | 02-2023
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GR Stefan Winter

„EINEN SCHRITT  
AUFEINANDER ZUGEHEN“
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Nach dem NÖ Auskunftsgesetz 
hat jedermann ein gewisses Aus-
kunftsrecht gegenüber Verwaltungs-
organen, Verschwiegenheitspflichten 
sind dabei zu beachten. Beschlossen 
wurde es im Mai 1988, mit dem Ziel, 
die bislang von der Verwaltung frei-
willig angeboten Informationsleis-
tungen auf eine gesetzliche Grund-
lage zu stellen und dem Bürger ein 
durchsetzbares Recht auf Auskunft 
einzuräumen. Hintergrund war, dass 
1987 eine Novelle der österreichi-
schen Verfassung das Auskunftsrecht 
bei Bundesministerien auf alle Orga-
ne der Verwaltung ausdehnte. Alle 
mit Aufgaben der Bundes-, Landes- 
und Gemeindeverwaltung betrau-
ten Organe sowie die Organe ande-
rer Körperschaften des öffentlichen 

Rechts müssen seitdem über Ange-
legenheiten ihres Wirkungsbereiches 
Auskünfte erteilen, soweit eine ge-
setzliche Verschwiegenheitspflicht 
(Amtsgeheimnis) nicht entgegen-
steht.

Amtsgeheimnis
In der österreichischen Bundes-

verfassung sind die Pflichten zur Ver-
schwiegenheit und zur Auskunft im 
selben Artikel geregelt (Art 20 Abs 
3 und 4 B-VG ). Der Auskunftspflicht 
steht oft das Amtsgeheimnis ent-
gegen: alle mit Aufgaben der Bundes, 
Landes- und Gemeindeverwaltung 
betrauten Organe sowie die Organe 
anderer Körperschaften des öffent-
lichen Rechts sind, soweit gesetzlich 
nicht anderes bestimmt ist, zur Ver-

schwiegenheit über alle ihnen aus-
schließlich aus ihrer amtlichen Tätig-
keit bekannt gewordenen Tatsachen 
verpflichtet, deren Geheimhaltung 
im Interesse der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ruhe, Ordnung und 
Sicherheit, der umfassenden Landes-
verteidigung, der auswärtigen Bezie-
hungen, im wirtschaftlichen Interesse 
einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, zur Vorbereitung einer Ent-
scheidung oder im überwiegenden 
Interesse der Parteien geboten ist 
(Amtsverschwiegenheit). 

NÖ Auskunftsgesetz 
Das NÖ Auskunftsgesetz knüpft 

an diesem Verfassungsartikel an: 
Nach § 2 Abs. 1 hat jeder das Recht, 
Auskunft von Organen des Landes, 
der Gemeinden und der Gemein-
deverbände sowie der durch die 
Landesgesetzgebung zu regelnder 
Selbstverwaltung zu erhalten. Die 
Auskunft kann telefonisch, mündlich 
oder schriftlich, auch elektronisch 

verlangt werden. Nach der 
Judikatur sind Auskünfte 
Wissenserklärungen, deren 
Gegenstand ausschließlich 
solche Informationen sein 
können, die zum Zeitpunkt 
der Anfrage der Verwaltung 
bereits bekannt waren und 
nicht erst von der ersuch-
ten Verwaltungseinheit be-
schafft werden müssen. Eine 
Auskunft ist daher die Mit-
teilung gesicherten Wissens, 
nicht aber die Mitteilung von 
Meinungen, Auffassungen 
und Mutmaßungen. So be-
trachtet sind insbesondere 
nur Ergebnisse eines abge-
schlossenen Willensbildungsprozes-
ses beim zuständigen Organ und 
damit Tatsachen Gegenstand einer 
Auskunft. 

Informiert werden muss über die 
Tätigkeit der Behörde, es besteht kei-
ne Pflicht zur Begründung behörd-
lichen Handelns oder Unterlassens. 
Der Gesetzgeber wollte den Organen 
der Vollziehung im Wege der Aus-
kunftspflicht – neben der ohnehin 
bestehenden politischen Verantwor-
tung gegenüber den jeweiligen ge-
setzgebenden Körperschaften - nicht 
auch eine Verpflichtung überbinden, 
ihre Handlungen und Unterlassungen 
dem anfragenden Bürger gegenüber 
zu begründen bzw. zu rechtfertigen. 

Die Auskunft muss möglichst 
rasch, spätestens aber innerhalb von 
acht Wochen nach Einlangen des 
Ersuchens erteilt werden. Kann die 
Auskunft innerhalb dieser Frist nicht 
erteilt werden, so muss der Aus-
kunftssuchende darüber mit Begrün-
dung informiert werden (§ 4). Der Ver-
waltungsaufwand ist dabei gering zu 
halten, die Herstellung von Kopien, 
Ausdrucken oder anderen Verviel-
fältigungen darf von der Bezahlung 
der Selbstkosten abhängig gemacht 
werden. Das ersuchte Organ muss 
bemüht sein, die Auskunft in ver-
ständlicher Weise zu erteilen, ist eine 
schriftliche Anfrage unklar, muss eine 
Verbesserung des Auskunftsersu-
chens aufgetragen werden. Die Acht-
wochenfrist beginnt diesfalls erst mit 
dem Einlangen der Verbesserung. Bei 
einem unzuständigen Organ muss 

das Verlangen möglichst rasch an 
das zuständige Organ weitergeleitet 
werden (unter Verständigung des An-
tragstellers) oder ist der Auskunftssu-
chende an dieses zu verweisen. 

Verweigerung der Auskunft
Die Auskunft darf zulässig ver-

weigert werden (§ 5), wenn der Er-
teilung der Auskunft eine gesetzliche 
Verschwiegenheitspflicht entgegen-
steht (Amtsverschwiegenheit, Daten-
schutz, Verschwiegenheitspflichten 
in einfachgesetzlichen Regelungen 
usw. ). Weitere Verweigerungsgründe 
sind der fehlende Wirkungsbereich 
des Organs oder wenn durch die Er-
teilung der Auskunft die Besorgung 
der übrigen Aufgaben des Organs 
wesentlich beeinträchtigt wäre. 
Ebenso wenn die Auskunft offenbar 
mutwillig verlangt wird, die für die 
Erteilung der Auskunft erforderlichen 
Informationen erst beschafft werden 
müssen und/oder umfangreiche Aus-
arbeitungen erforderlich sind, oder 
die Information dem Auskunftssu-
chenden anders zugänglich ist.

Sollte die Auskunft nicht erteilt 
werden, kann der Auskunftssuchen-
de verlangen, dass die Auskunft mit 
Bescheid verweigert wird (§ 6). So ein 
Antrag auf Bescheiderlassung muss 
bei sonstigem Anspruchsverlust spä-
testens binnen 3 Monaten nach dem 
Einlangen des Auskunftsersuchens 
schriftlich gestellt werden. Dem An-
trag muss entweder eine Kopie des 
seinerzeitigen schriftlichen Aus-
kunftsersuchens oder die schriftliche 

Ausführung des telefonisch 
oder mündlich gestellten 
Auskunftsersuchens an-
geschlossen werden. In-
nerhalb einer Frist von 1 
Monat nach Einlangen des 
Antrages auf Bescheider-
lassung darf das ersuchte 
Organ die Auskunft nach-
holen, in diesem Fall ist der 
Antrag abzuweisen. Zur 
Erlassung des Bescheides, 
mit dem die Auskunft ver-
weigert wird, ist in Sachen, 
die von einer Gemeinde 
besorgt werden, das jewei-
lige zuständige Gemeinde-
organ tätig zu werden.

Neben dem Recht auf Auskunft 
von Verwaltungsorganen (Abschnitt 
1) regelt das NÖ Auskunftsgesetz wei-
tere Materien wie zB. auch das Recht 
auf freien Zugang zu Umweltinfor-
mationen und die Information der 
Öffentlichkeit über die Umwelt (Ab-
schnitt 2).

Nach der jüngeren Judikatur ist 
das Vorliegen einer Verschwiegen-
heitspflicht von der Behörde wahr-
zunehmen. Eine Verweigerung der 
Auskunft muss genau geprüft und 
begründet werden. Die Forderung 
nach maximalem Datenschutz und 
gleichzeitig möglichst weitgehen-
der Auskunftspflicht spitzt das Span-
nungsfeld zwischen Schutz der Pri-
vatsphäre und Transparenz weiter zu. 
Zwar ist auch im NÖ Auskunftsgesetz 
ein Vorrang der Amtsverschwiegen-
heit vor der Auskunftspflicht erkenn-
bar, da Auskünfte nur insoweit zu 
erteilen sind, als dem „eine gesetz-
liche Verschwiegenheitspflicht nicht 
entgegensteht“. Das jeweilige Organ 
kann sich jedoch nicht ausschließlich 
auf die Amtsverschwiegenheit beru-
fen, sondern hat in jedem Einzelfall 
zu prüfen, ob das Interesse an einer 
Auskunft gegenüber dem Interesse 
an Verschwiegenheit überwiegt, was 
letztlich zu einer Auskunftspflicht 
führen kann. Pauschale Verweise 
insbesondere auf Geschäfts- und 
Amtsgeheimnisse oder Datenschutz 
reichen nicht aus. Die Behörde ist ver-
pflichtet, Einzelfallbeurteilungen zu 
treffen und ihre Verweigerung zu be-
gründen.

der gemeinde-rat.
KI magazin | 02-2023

IM SPANNUNGSFELD VON AUSKUNFTS-
PFLICHT UND AMTSGEHEIMNIS

Die Autorin Mag.a Sabine Blecha 
ist die Juristin des NÖ GVV.
Kontakt: sblecha@noegvv.at

2025 verabschiedet sich Österreich vom Amtsgeheimnis. Ein neues 
Informationsfreiheitsgesetz wird ein Grundrecht auf Information 
bringen. Bis dahin gilt das NÖ Auskunftsgesetz, durch das man bereits 
jetzt schon Informationen von Organen der Verwaltung bekommt. 
Verschwiegenheitspflichten gelten aber. 
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(Kofinanzierte) Schutzbauten
Die Erfassung und Verbuchung 

von Schutzbauten ist eines der we-
sentlichen Themen, das im Rahmen 
der Novelle der VRV 2015 neu gere-
gelt wurde. Gemäß einer Definition 
des VR-Komitees sind Schutzbauten 
Sonderanlagen zum Schutz der Be-
völkerung vor Naturkatastrophen wie 
Hochwasser, Muren- und Lawinen-
abgängen. Hier wird nun auf Basis 
der Finanzierung zwischen „Schutz-
bauten“ und „Kofinanzierte Schutz-
bauten“ unterschieden. Kofinanzier-
te Schutzbauten sind solche, deren 
Errichtung von zumindest zwei, im 
Regelfall sogar drei, Gebietskörper-

schaften (Bund, Land und Gemeinde) 
finanziert wird. Diese unterscheiden 
sich von Schutzbauten, die nur von ei-
ner Gebietskörperschaft, in der Regel 
von der Gemeinde, finanziert werden.

In der Novelle zur VRV 2015 wur-
de festgelegt, dass die kofinanzierten 
Schutzbauten, die dem wirtschaftli-
chen Eigentum der Gemeinde zuzu-
rechnen sind mit den jeweiligen An-
schaffungs- und Herstellungskosten 
in die Vermögensrechnung zu über-
nehmen sind. Kofinanzierte Schutz-
bauten deren Anschaffungs- und 
Herstellungskosten nicht bekannt 
sind und die vor dem 1. Jänner 2020 
in Betrieb genommen wurden sind in 
der Anlage 6u „Nicht bewertete ko-

finanzierte Schutzbauten“ zu erfas-
sen. Kofinanzierte Schutzbauten, die 
nach dem 1. Jänner 2020 in Betrieb 
genommen wurden, sind mit ihren 
Anschaffungs- bzw. Herstellkosten 
auf den entsprechenden Konten zu 
verbuchen.

Für die Verbuchung der kofinan-
zierten Schutzbauten wurden neue 
Konten geschaffen. Kofinanzierte 
Schutzbauten sind auf der Konten-
gruppe 051 zu verbuchen. Gleichzei-
tig wurde auch eine Kontengruppe 
für im Bau befindliche kofinanzierte 
Schutzbauten in die VRV aufgenom-
men. Außerdem wurden die Kon-
tengruppen zur Instandhaltung und 
Veräußerung in Bezug zu den ko-
finanzierten Schutzbauten neu de-
finiert. Schutzbauten, die von einer 
einzigen Gebietskörperschaft finan-
ziert werden, sind als Sonderanlagen 
zu behandeln (Kontengruppe 050).

Innere Darlehen
Gemeinden haben die Möglich-

keit bedeckte Haushaltsrücklagen 
aus einem Ansatz für ein Investitions-
vorhaben eines anderen Ansatzes 
als inneres Darlehen zu „verleihen“. 
Damit soll es Gemeinden ermöglicht 
werden vorhandene zweckgebunde-

ne Zahlungsmittel zwischenzeitlich 
zu verwenden. Das somit gewährte 
„innere Darlehen“ muss aber über 
eine vertretbare Laufzeit wieder dem 
ursprünglichen Ansatz rückgeführt 
werden. Das betrifft die Haushalts-
rücklage auf der Passivseite sowie die 
Zahlungsmittelreserven auf der Ak-
tivseite des Vermögenshaushalts.

Bisher wurde dieser Vorgang mit 
der Zwischenschaltung der Konten-
gruppe 936 Innere Anleihen/Darlehen 
abgewickelt. Die Kontengruppe 936 
wird durch die Novelle abgelöst und 
durch die Kontengruppen 288 Inne-
re Darlehen/Anleihen (Forderungen) 
und 336 Innere Darlehen/Anleihen 
(Verbindlichkeiten) ersetzt. Dadurch 
soll die Höhe der Forderung bzw. Ver-
bindlichkeit zwischen den Ansätzen 
im Vermögenshaushalt dokumentiert 
werden. Die sonstigen langfristigen 
Forderungen und Verbindlichkeiten 
im Vermögenshaushalt können somit 
innere Darlehen zwischen den An-
sätzen enthalten. Dies sollte bei der 
Interpretation des Vermögenshaus-
halts mitbedacht werden.

Auch der Finanzierungshaushalt 
ist durch die Bebuchung der Kon-
tengruppen 288 und 336 betroffen. 
Mit der Kontengruppe 288 wird die 
investive Gebarung angesprochen. 
Die fiktiven Ein- und Auszahlungen 
werden als Darlehen an Träger des öf-
fentlichen Rechts dargestellt. Umge-
kehrt wird bei Kontengruppe 336 der 
Geldfluss aus der Finanzierungstätig-
keit beeinflusst. Hier werden die fikti-
ven Zahlungsströme als empfangene 
Darlehen von öffentlichen Körper-
schaften abgebildet. Der Ausgleich 
des Finanzierungshaushalts ist somit 
nur auf der Gesamthaushaltsebene 
ersichtlich. 

Wertgrenze GWG
Bei den geringwertigen Wirt-

schaftsgütern (GWG – Kontengruppe 
400) wird der § 11 Abs. 4 VRV 2015 neu 
formuliert. Von nun an ist die Wert-
grenze an den § 13 des Einkommen-
steuergesetzes gekoppelt. Eine Än-
derung im Einkommensteuergesetz 
zieht eine automatische Änderung in 
der VRV 2015 nach sich. Die Wertgren-
ze für geringwertige Wirtschaftsgüter 
liegt seit 1. Jänner 2024 bei 1.000 Euro 

und ist im Voranschlag 2024 entspre-
chend zu berücksichtigen.

Kautionen aus Leasing
Für die Kautionen aus Leasing wird 

die Kontengruppe 274 neu geschaf-
fen. Bisher gab es für zu bezahlende 
Kautionen aus Leasingverträgen, un-
abhängig ob es sich um Operating- 
oder Finanzierungsleasing handelte, 
keine voranschlagswirksame Verbu-
chungsmöglichkeit. Kautionen aus 
Leasing sind nunmehr voranschlags-
wirksam zu verbuchen und im Vor-
anschlag 2024 erstmals entsprechend 
zu veranschlagen.

Verrechnung operative/investive 
Gebarung

In den Investitionsnachweisen 
werden nicht nur die Kosten für inves-
tive Vorhaben aufgezeigt, sondern 
auch wie diese Projekte finanziert 
werden. Die Finanzierung kann über 
Darlehen oder Investitionszuschüsse 
erfolgen, aber auch beispielsweise 
aus Überschüssen aus der operativen 
Gebarung.

Damit die Überschüsse aus der 
operativen Gebarung dem Vorhaben 
im Buchungssystem zugeordnet wer-
den konnten, wurden bisher in der 
Regel Kontengruppen verwendet, 
auf denen auch sonstige laufende Er-
träge und Aufwendungen verbucht 
sind. Es fehlten eigene Kontengrup-
pen, um die Verrechnungsbeträge 
klar (zumindest bis zur 3. Dekade) zu 
trennen.

Für die Verrechnung zwischen 
der operativen Gebarung und dem 
Investitionsnachweis wurden in der 
Novelle mit den Kontengruppen 799 
Zuweisung an Verrechnungsrücklage 
zwischen operativer Gebarung und 
Projekten und 899 Entnahme aus Ver-

rechnungsrücklage zwischen opera-
tiver Gebarung und Projekten zwei 
neue Kontengruppen geschaffen. 
Die Zuordnung erfolgt dabei über die 
Verrechnungsrücklage auf Konten-
gruppe 910 Verrechnung zwischen 
operativer Gebarung und Projekten.

Zudem wurde der Ansatz 980 Ver-
rechnung zwischen operativer Geba-
rung und Projekten geschaffen, um 
die Summe der verwendeten Über-
schüsse für Investitionsvorhaben 
im Voranschlag sowie Rechnungs-
abschluss ersichtlich zu machen. Auf 
diesem Ansatz wird immer die Zuwei-
sung an die Verrechnungsrücklage 
(799) gebucht – somit ein Aufwand 
im Ergebnishaushalt. Die Entnahme 
aus der Verrechnungsrücklage (899) 
erfolgt auf dem Ansatz, in dem das 
Investitionsvorhaben zugeordnet ist.

Die Zwischenschaltung der Kon-
tengruppe 910 trägt dazu bei, dass 
auf Gesamthaushaltsebene ein Soll- 
und Haben-Ausgleich erfolgt und 
somit keine Restbeträge vorhanden 
sind. Eine Kontrolle der verwendeten 
Mittel erfolgt dahingehend, dass die 
Saldierung der Kontengruppen 799 
und 899 am Jahresende null ergibt.

Korrektur der Eröffnungsbilanz
Die 5-Jahres-Frist für Berichtigun-

gen in der erstmaligen Eröffnungs-
bilanz wird aufgehoben. Somit sind 
Korrekturen von Fehlern und Ände-
rungen von Schätzungen in der Eröff-
nungsbilanz unbefristet zulässig. Für 
ergebnisneutrale Berichtigungen, z.B. 
die Abschreibung eines nacherfass-
ten Anlageguts, gibt es nun die neue 
Kontengruppe 932.

Anlagen
Zu den Anlagen ist anzumerken, 

dass es in defacto jeder Anlage An-
passungen gegeben hat, wobei diese 
Anpassungen in vielen Anlagen pri-
mär technischer Natur sind. Die An-
lage 4 – Personaldaten der Gemeinde 
im Sinne des Österreichischen Stabili-
tätspakts und die Anlage 5b – Voran-
schlags- und Rechnungsquerschnitt 
wurden sehr umfassend weiterentwi-
ckelt. Die Anlage 6u – Liste der nicht 
bewerteten kofinanzierten Schutz-
bauten wurde mit der Novelle neu in 
die VRV 2015 aufgenommen.

der gemeinde-rat.
KI magazin | 02-2023

NEUERUNGEN DURCH DIE 
NOVELLE DER VRV 2015

Die AutorInnen dieses Fachartikels, 
DALILAH PICHLER, MSc und
MMag. CLEMENS HÖDL,
sind Experten des rennomierten KDZ – 
Zentrums für Verwaltungsforschung.

Die Novelle zur VRV 2015 erlangt ihre Gültigkeit im Haushaltsjahr 2024. 
Sie ist somit erstmalig für den Voranschlag 2024 anzuwenden. Der 
Rechnungsabschluss 2023 muss noch auf Basis der nicht novellierten 
VRV 2015 erstellt werden. Im Rahmen der Novelle hat es einige Korrek-
turen, Klarstellungen und technische Ergänzungen gegeben. Mit dem 
Verordnungstext wurden zeitgleich auch die Erläuterungen weiterent-
wickelt und Neuerungen bei den Anlagen zur VRV 2015 umgesetzt.
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DER NÖ GVV WÜNSCHT 
FROHE WEIHNACHTEN!
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